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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 


über die Tagung der Versammlung vom 14. Juni bis 17. Juni 1993 in Paris 


Während des ersten Teils ihrer 39. ordentlichen Sitzungsperiode 
erörterte die Versammlung der Westeuropäischen Union Berichte, 
behandelte die üblichen geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge 
und faßte Beschlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten: 


Bericht des Rates 

— Zweiter Teil des 38. Jahresberichtes des Rates 

— Ansprache des itahenischen Außenministers Andreatta, Amtie- 
render Ratsvorsitzender 


Politische Fragen 

— Sicherheit im Mittelmeerraum (Empfehlung 538 — S. 18) 
Hierzu sprach Abg. Dr. Günther Müller (S. 17) 

— Europäische Sicherheitspolitik — Erwiderung auf den 38. Jah- 
resbericht des Rates (Empfehlung 540 — S. 21) 

Hierzu sprach Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (S. 20) 

— Auslegung von Artikel XII des geänderten Brüsseler Vertrages 
(Empfehlung 539 — S. 19) 

— Ansprache des Präsidenten der Versammlung, Sir Dudley 
Smith 

— Ansprache des Generalsekretärs der Westeuropäischen Union, 
Willem van Eekelen 

— Ansprache des luxemburgischen Vize-Premierministers, Au- 
ßen- und Verteidigungsministers Poos 

— Die Lage im ehemaligen Jugoslawien (Empfehlung 541 — 
S. 22) 
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— Die Lage in Osttimor {Entschließung 91 — S. 34) 

— Die Lage in Somalia {Empfehlung 544 — S. 29) 


Verteidigungsfragen 

— WEU-Initiativen auf der Donau und in der Adria — Erwiderung 
auf den 38. Jahresbericht des Rates {Empfehlung 543 — 
S. 28) 

Hierzu sprach Abg. Heinz-Alfred Steiner (S. 27) 

— Die Operationen der Vereinten Nationen — Zusammenarbeit 
mit der WEU {Empfehlung 542— S. 25, Entschließung 89— S. 26 
und Richtlinie 88 — S. 26) 

Hierzu sprach Abg. Robert Antretter (S. 24) 

— Ansprache des italienischen Verteidigungsministers Fabbri 

— Ansprache der finnischen Verteidigungsministerin Reim 


Technologie und Raumfahrt 

— Die technische Zusammenarbeit im Rahmen des Vertrages über 
den Offenen Himmel {Empfehlung 537 — S. 15, Entschlie- 
ßung 88 — S. 16 und Richtlinie 87 — S. 16) 

— Ein Flugkörperabwehrsystem für Europa — Folgerungen aus 
dem Symposium {Empfehlung 545 — S. 31) 

Hierzu sprach Abg. Christian Lenzer (S. 29) 


Geschäftsordnungsfragen 

— Revision und Interpretation der Geschäftsordnung — Änderung 
von Art. 15 betr. den Ständigen Ausschuß {Beschluß 8 — 
S. 13) 


Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

— Die Kommunikationspolitik der Versammlung {Empfehlung 
546 — S. 32, RichÜinie 89 — S. 33, Entschließung 90 — S. 33) 

— Ausbau der Beziehungen zwischen der WEU- Versammlung 
und den Parlamenten der zentralemopäischen Staaten {Richt- 
linie 86 — S. 14) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Günther Müller (S. 13) 


Zum Ablauf der Tagung 

Die Reden der deutschen Mitglieder der Versammlung sind 
nachstehend im Wortlaut abgedruckt. 

Die Versammlung wählte Abg. Sir Dudley Smith (Großbritannien) 
ziun neuen Präsidenten der Versammlung. Abg. Heinz-Alfred 
Steiner wurde zum Vizepräsidenten gewählt. Abg. Leni Fischer 
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wurde in ihrem Amt als stellvertretende Vorsitzende des Ausschus- 
ses für die Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 
bestätigt. 

Den Bericht des Rates der WEU trug als amtierender Vorsitzender 
der italienische Außenminister Andreatta vor. 

Zur Versammlung sprachen weiterhin der luxemburgische Vize- 
Premierminister, Außen- und Verteidigungsminister Poos, der 
itahenische Verteidigungsminister Fabbri imd die finnische Vertei- 
digungsministerin Rehn sowie der Generalsekretär der WEU, 
Willem van Eekelen. 

An der Tagung nahmen parlamentarische Beobachter aus Öster- 
reich, Finnland, der Tschechischen Republik, der Slowakischen 
Repubhk, Griechenland, Ungarn, Norwegen, Polen, Rumänien, 
Schweden, der Türkei, Estland, der Russischen Föderation, Däne- 
mark imd Bulgarien teil. 


Schwerpunkte der Beratungen 

Der neugewählte Präsident der Versammlung, Sir Dudley Smith 
(Großbritannien), ging zu Beginn seiner Ansprache auf die verän- 
derte Situation in Europa ein, die die WEU und damit auch die 
Versammlung vor neue Aufgaben stelle. Er würdigte die positive 
Entwicklung des Verhältnisses zwischen WEU imd NATO und 
unterstrich die Bedeutung des ersten gemeinsamen Treffens der 
Räte von WEU und NATO, das zu der von der Versammlung 
mehrfach geforderten einheitlichen Kommando- und Kontroll- 
struktur für kombinierte WEU- und NATO-Operationen in der 
Adria geführt habe. Generell hob er die Bedeutung der NATO für 
die europäische Sicherheit hervor und betonte die Notwendigkeit 
für die WEU, ihre Rolle als Pfeiler der Allianz zu gestalten. Ferner 
befaßte sich der Präsident mit der Erweiterung der WEU und den 
damit verbundenen Fragen des Status der assoziierten Mitgheder 
und Beobachter in der Versammlung. Er gab der Überzeugung 
Ausdruck, daß die WEU als eigenständige Organisation erhalten 
bleiben müsse, wobei die Versammlung als Repräsentant der 
Bürger der Mitgliedsländer eine besondere Rolle zu spielen habe. 
Er wolle dazu beitragen, das Verhältnis zu den nationalen Parla- 
menten imd dem EP sowie zur NAV und zur KSZE-Versammlung 
zu verbessern. Ferner werde er jede mögliche Anstrengung unter- 
nehmen, um eine verstärkte Unterrichtung der Versammlung zu 
erreichen. Dabei wies Sir Dudley Smith auch auf das Erfordernis 
hin, der Versammlung für die Erfüllung ihrer Aufgaben die 
notwendigen Mittel zur Verfügung zu stellen. 

Der amtierende Ratsvorsitzende und italienische Außenminister 
Andreatta erklärte, Ziel der itahenischen Präsidentschaft sei es 
gewesen, die WEU im Rahmen der Beschlüsse von Maastricht und 
Petersberg zu entwickeln. Er bezeichnete den Umzug des WEU- 
Sekretariats nach Brüssel als bedeutenden Fortschritt. Im Hinbhck 
auf den Krieg im ehemaligen Jugoslawien wies er auf die maßgeb- 
hche Rolle hin, die die WEU bei der Durchsetzung von Sanktionen 
gespielt habe. Mit der einheitlichen Kommandostruktur der Flotten 
von NATO und WEU in der Adria werde ein neues Kapitel der 
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Zusammenarbeit beginnen. Er sprach sich für stärkere Aktivitäten 
der WEU im Bereich der Friedenserhaltung, Friedensdurchsetzung 
und der Durchführung humanitärer Aktionen aus. Ferner plädierte 
er für eine engere Zusammenarbeit der verschiedenen europäi- 
schen und internationalen Organisationen; es habe sich gezeigt, 
daß innerhalb Europas nüt einer Einbindung der USA nur bedingt 
gerechnet werden könne. Eine europäische Zusammenarbeit sollte 
dabei einen Rahmen für diplomatische Aktivitäten der Zwölf und 
der KSZE schaffen, wobei die WEU eine entscheidende Rolle 
spielen köime. 

Der italienische Verteidigungsminister Fabbri betonte angesichts 
der nach Ende des kalten Krieges veränderten Situation die 
Notwendigkeit für die WEU-Mitglieder, für die Gewährleistung 
von Sicherheit imd Stabilität in Europa Verantwortimg zu überneh- 
men. Der Gipfel von Maastricht habe die Entwicklimg einer ge- 
meinsamen europäischen Sicherheitspolitik einen Schritt vorange- 
bracht. Fabbri unterstrich die Bedeutung der nach dem Umzug des 
WEU-Sekretariats nach Brüssel eingetretenen Intensivienmg des 
Dialogs mit der NATO sowie der fortgesetzten engen Zusammen- 
arbeit beider Institutionen im Rahmen der Petersberg-Erklärung. 
Der Minister führte aus, die Ereignisse im ehemaligen Jugoslawien 
zeigten die Notwendigkeit einer europäischen militärischen 
Dimension, und wies in diesem Zusammenhang auf die Bedeutung 
des Eurokorps und der Militärischen Planungszelle sowie des 
WEU-Satelhtenzentrums in Torrejon hin. Er gab zu bedenken, daß 
auch der Umfang der Verteidigungshaushalte neu überdacht 
werden müßte, wozu die Versammlung einen Beitrag leisten 
könnte, indem sie die Aufmerksamkeit der nationalen Parlamente 
auf diesen Punkt lenke. 

Der Generalsekretär der WEU, Willem van Eekelen, befaßte sich 
in seiner Rede mit den Komponenten europäischer Sicherheit und 
erklärte, regionale Konflikte stellten die unnüttelbarste Bedrohung 
für den Frieden dar. Hier müsse Europa pohtische Verantwortung 
insbesondere im Hinbhck darauf übernehmen, daß Aktionen der 
VN oder der USA nicht mehr ohne weiteres als selbstverständlich 
vorausgesetzt werden könnten. Erforderlich sei die Schaffung 
eines Mechanismus zur Regelung des Verhaltens von Staaten 
untereinander sowie neuer Instrumente zur Konfliktverhütung und 
Krisenbewältigung. Als eine Hauptaufgabe der WEU bezeichnete 
er die Weiterentwicklimg der Kontakte zu den nüttel- und osteu- 
ropäischen Staaten und deren Umsetzung in eine europäische 
Ostpolitik. Die WEU könne in vielfältiger Weise zur Kooperation 
nüt diesen Staaten beitragen, wobei er die Bedeutung der im April 
vom Miiüsterrat beschlossenen Hilfeleistung an die Donauanrai- 
nerstaaten unterstrich. Die WEU körme auch an friedenserhalten- 
den Maßnahmen teilnehmen, sei hier jedoch von einem Mandat 
der KSZE oder den VN abhängig. Zum Krieg auf dem Gebiet des 
ehemaligen Jugoslawien wiederholte er seine Auffassung, die 
militärischen Kapazitäten seien rücht in der erforderlichen Weise 
eingesetzt worden. In diesem Zusammenhang gab er seiner 
Überzeugung Ausdruck, daß zukünftig weniger Bedarf für klassi- 
sche friedenserhaltende Operationen bestehe, sondern verstärkt 
eine Politik entwickelt werden müsse, die auch den Einsatz von 
militärischer Gewalt einschließe. Neben den regionalen Konflikten 
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nannte van Eekelen als größte Bedrohung des Friedens die aus dem 
Besitz von nuklearen oder ballistischen Waffen folgenden Risiken 
in den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion. Er ging 
ferner auf die künftig verstärkte operationeile Rolle der WEU ein, 
der die Aktivitäten der lEPG übertragen worden seien. Auch 
werde, wie in der Maastrichter Erklärung vorgesehen, die Einrich- 
tung einer Europäischen Rüstxmgsagentur geprüft. Weiterhin 
betonte der Generalsekretär die sich positiv entwickelnde Zusam- 
menarbeit mit der NATO und wies auf die erfolgreichen Bemühun- 
gen der WEU hin, alle europäischen NATO-Länder in die Organi- 
sation einzubeziehen. In diesem Zusammenhang imterstrich van 
Eekelen auch die Bedeutung amerikanischer Präsenz für die 
europäische Sicherheit. Ferner hob er die Notwendigkeit enger 
Zusammenarbeit der Sicherheitsinstitutionen auch im Hinblick auf 
Einsparungen in den nationalen Verteidigimgshaushalten her- 
vor. 

Der luxemburgische Vize-Premierminister, Außen- und Verteidi- 
gungsminister Poos erklärte, die Staatengemeinschaft in Europa 
müsse sich mit den nach Ende des Kalten Krieges auftretenden 
neuen Bedrohungen auseinandersetzen und sich organisieren, um 
den neuen Herausforderungen, wie erstarkendem Fundamentalis- 
mus xmd Waffen-Proliferation, zu begegnen. Zum Krieg in Jugo- 
slawien betonte er, daß die Konfliktbegrenzxmg die einzig vernünf- 
tige Option bilde und unterstrich in diesem Zusammenhang die 
Bedeutung von Sanktionen. Bezugnehmend auf die öffentlich 
wiederholt geäußerte Enttäuschung über den ausbleibenden Er- 
folg der Bemühungen zur Konfliktbeendigung bezeichnete er die 
Kritik an den Sicherheitsinstitutionen, die aufgrund ihres Nichtein- 
greifens für die Fortdauer des Krieges verantwortlich gemacht 
würden, als unbegründet. Die Regienmgen Europas hätten alle 
Anstrengungen unternommen, um auf politischer Ebene eine 
friedliche Lösimg herbeizuführen. Die Jugoslawienkrise zeige die 
Notwendigkeit der Zusammenarbeit zwischen den Institutionen im 
Hinblick auf effektives Krisenmanagement. In diesem Zusammen- 
hang würdigte Poos die neue Rolle der VN; die WEU könne diese 
imterstützen, indem sie einen Rahmen für paneuropäische Zusam- 
menarbeit bei der Friedenswahrung schaffe. Ausgehend davon, 
daß die NATO im Sicherheitsbereich weiterhin das bedeutendste 
Forum bleiben werde, betonte auch Poos die fortdauernde Notwen- 
digkeit der Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten sowie 
amerikanischer Präsenz in Europa. Erforderlich sei im Hinblick auf 
Konfliktverhütxmg auch eine verstärkte Zusammenarbeit mit den 
mittel- xmd osteuropäischen Ländern, wobei das WEU-Konsulta- 
tionsforum einen wichtigen Beitrag leiste. Der Minister hob ferner 
die Bedeutxmg enger Beziehungen zur EG hervor, die auf lange 
Sicht eine wichtigere Rolle im Verteidigungsbereich spielen solle 
imd begrüßte die diesbezügliche Initiative der neuen französischen 
Regienmg. 

Die finnische Verteidigungsministerin Reim ging zu Beginn ihrer 
Rede auf die sicherheitspolitische Position ihres Landes ein, die 
bislang von Bündnisfreiheit xmd unabhängiger Verteidigungspoli- 
tik gekennzeichnet gewesen sei. Nun sei Finnland, das einen 
Antrag axif Mitgliedschaft in der EU gestellt habe, bereit, an der 
GASP teilzxmehmen. Eingehend auf die neuen Bedrohungen 
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europäischer Sicherheit bezeichnete die Ministerin die bisherigen 
Maßnahmen im Bereich des Krisenmanagements als xmzureichend 
und betonte die Notwendigkeit neuer Strukturen. In diesem 
Zusammenhang ging sie auf die neuen Aufgaben der VN ein, die 
neben der herkömmlichen Friedenswahnmg nun verstärkt im 
Bereich der humanitären Hilfe und der Sicherstellung freier 
Wahlen liege sowie in der Entwicklung einer präventiven Diplo- 
matie. Ministerin Rehn bezeichnete die NATO, die durch die 
Bildung des Nordatlantischen Kooperationsrates auf die neuen 
Herausfordenmgen reagiert habe, ebenfalls als bedeutende Insti- 
tution für die Friedenserhaltung. Auch die WEU, die nach der 
Erklärung von Petersberg Rettungseinsätze sowie himianitäre 
Hilfe übernehmen solle, habe eine wichtige Funktion zu erfüllen. 
Zum Krieg auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawien meinte die 
Ministerin, das Scheitern der internationalen Organisationen bei 
der Bewältigung dieses Konflikts gefährde deren Glaubwürdig- 
keit. Sie erklärte, daß Finnland die Einrichtung der Schutzzonen 
imterstütze, die als erster Schritt zur Implementierung des Vance- 
Owen-Planes anzusehen seien; bei Einverständnis der beteiligten 
Parteien sei Finnland auch bereit, Truppen dort einzusetzen. 
Hierbei wies sie auch auf die Dimension des Leidens der Zivilbe- 
völkerung hin, der heute der ganz überwiegende Teil der Opfer 
angehöre. 

Ein Schwerpimkt der Beratungen lag auf dem Thema Europäische 
Sicherheitspolitik — Antwort auf den achtimddreißigsten Jahres- 
bericht des Rates. Eingehend auf die veränderte Situation in 
Europa nach Ende des Kalten Krieges wurde festgestellt, daß durch 
den Wegfall der vom Warschauer Pakt ausgehenden Bedrohung 
keine größere Stabilität zu verzeichnen sei. Neue Gefahren folgten 
insbesondere aus dem Auftreten ethnischer und nationalistischer 
Konflikte sowie der Gefahr der Waffenproliferation. Kritisiert 
wurde im Verlauf der Debatte der Anteil europäischer Länder am 
Waffenhandel. Hierdurch entstehe die absurde Situation, daß der 
Abrüstung in Europa der Aufbau von Waffenkontingenten in 
anderen Gebieten gegenüberstehe. Es wurde deshalb angeregt, 
daß sich die Versammlung mit der Problematik der Proliferation 
und der möglichen Kündigung des NW auseinandersetze. Her- 
vorgehoben wurde ferner, daß die Beziehungen Europas zu den 
USA weiterhin von entscheidender Bedeutimg seien, jedoch den 
geänderten Verhältnissen angepaßt werden müßten, weshalb die 
Versammlung dem Rat eine Untersuchung der Aspekte empfahl, 
die Bestandteil einer neuen atlantischen Partnerschaft sein kön- 
nen. In der verabschiedeten Empfehlung gingen die Delegierten 
davon aus, daß die Länder Europas ihrer Verantwortimg insbeson- 
dere in Bereichen nachkommen müßten, die für die amerikani- 
schen Verbündeten von geringerem Interesse sind und betonten 
die Notwendigkeit enger Zusammenarbeit der EG -Mitgliedslän- 
der zur Verwirklichung einer effektiven gemeinsamen Sicherheits- 
politik. Hervorgehoben wurde bei den Beratungen auch die 
Tatsache, daß Europa einen gewissen Preis für seine Sicherheit 
zahlen müsse. Hierbei liege die Lösung jedoch nicht in erhöhten 
Verteidigungshaushalten; vielmehr solle man darüber nachden- 
ken, diese auf europäischer Ebene innerhalb der WEU abzustim- 
men. Eine europäische Sicherheitspolitik soll nach der Empfehlung 
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weiterhin Hilfe für die zentraleuropäischen Staaten beinhalten und 
auf der Basis von Zusammenarbeit eine Struktur für Sicherheits- 
bande mit der früheren Sowjetunion schaffen. Ferner sei es 
entscheidend, daß die EG in Abstimmtmg mit der WEU mit der 
Ausarbeitung von Plänen für den Eventualfall im Hinblick auf 
Krisenmanagement und Konfliktlösung begiimt. Der Rat wurde 
ferner aufgefordert, sich als Angelegenheit größter Dringlichkeit 
mit der Frage zu befassen, wie KSZE imd WEU sicherstellen 
können, daß der Krieg auf dem Balkan sich nicht ausweitet. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildete das Thema Die Operationen 
der Vereinten Nationen — Zusammenarbeit mit der WEU. Über- 
einstimmend wurde die Notwendigkeit der Kooperation insbeson- 
dere im Hinblick darauf betont, daß beide Organisationen nicht 
über eigene Truppen verfügen. Die VN müßten in Zukunft in den 
verschiedenen Bereichen der Friedenserhaltung, mihtärischer In- 
tervention sowie diplomatischer Initiativen tätig werden, wobei die 
WEU ihre Unterstützung anbieten solle. Mehrfach sprachen sich 
Delegierte für die Einordmmg der WEU als regionale Organisation 
im Sinne der VN-Charta aus. Unterschiedlich wurde die Frage 
bewertet, ob ein Scheitern der VN im Jugoslawienkrieg zwangs- 
läufig Präjudiz Wirkung für künftige Fälle haben würde. Unter 
Bezugnahme auf diesen wie auf andere Konflikte wurde die 
Schaffung eines abgestuften Mechanismus gefordert, der über die 
Entsendimg von Peacekeeping-Streitkräften über Wirtschafts- 
sanktionen bis hin zu militärischen Interventionen Aggressoren 
von einer Eskalation der Gewalt abschrecken könne. Weiter wurde 
angeregt, angesichts der Diskussion über die Erweiterung des 
Sicherheitsrates darüber nachzudenken, ob die EG oder die WEU 
künftig ein Mandat für die europäischen ständigen Mitglieder 
festlegen solle. In der verabschiedeten Empfehlung gaben die 
Delegierten ihrer Befriedigxmg über nunmehr verstärkte Bezie- 
hungen zwischen den VN und der WEU Ausdruck sowie über 
diesbezügliche vom Rat ergriffene Initiativen. In diesem Zusam- 
menhang wurde auch darauf hingewiesen, daß es lohnenswert sei, 
die von der WEU gemachten Erfahrungen im Golf krieg wie auch im 
Krieg auf dem Gebiet des ehmaligen Jugoslawien mit den VN zu 
teilen. Die Versammlung bekundete ihre Entschlossenheit, die 
Autorität der VN weiter zu unterstützen und befürwortete generell 
die in der Agenda für den Frieden zum Ausdruck gebrachten 
Gedanken. Ferner sprach sie sich nachdrücklich für die Einrich- 
timg eines militärischen Planungsstabes sowie weiterer Einrich- 
ttmgen aus, um die VN in die Lage zu versetzen, bei der Leitung 
ihrer Operationen ihre Rolle sachgerecht zu erfüllen. Die Frage, ob 
die WEU als regionale Organisation im Sinne der VN-Charta 
angesehen werden kann, soll nach dem Willen der Delegierten 
eingehend erörtert werden; generell soll die WEU nach ihrer 
Auffassung nur bei Vorliegen eines VN-Mandats tätig werden. Die 
nationalen Parlamente sollten ihre Verteidigimgshaushalte so 
umstrukturieren, daß die Notwendigkeit von Beteiligtmgen an 
VN-Missionen berücksichtigt werden. Die Versammlung empfahl 
deshalb dem Rat, das Thema der Beteiligmig von Mitgliedstaaten 
an VN-Operationen unverzüglich und regelmäßig auf die Tages- 
ordnimg zu setzen und Arbeitsbeziehungen zum Generalsekretär 
der VN herzustellen sowie die Planungszelle anzuweisen, dem 
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Militärberater des Generalsekretärs beratend zur Seite zu stehen. 
Ferner bat die Versanunlung ihren Präsidenten, den Generalsekre- 
tär der VN einzuladen, auf der nächsten Plenartagung der WEU- 
Versammlung zu sprechen. 

Die Versammlung befaßte sich weiterhin mit der Sicherheit im 
Mittelmeerraum, ln der Debatte wurde darauf hingewiesen, daß 
Europa stärkeres Interesse an dieser Region entwickeln müsse, in 
der diverse Probleme Instabilitätsfaktoren darstellen, wie Arbeits- 
losigkeit, Umweltprobleme, Bevölkerungswachstum und Wander- 
bewegimgen. Es müsse ein Dialog mit den Maghreb-Ländern 
geführt werden, der sich langfristig zu einem euro-maghrebini- 
schen Wirtschaftsraum und weiter zu einer umfassenden Partner- 
schaft entwickeln könnte. Übereinstimmend wurde betont, daß 
eine engere Zusammenarbeit notwendig sei. Während der Bericht- 
erstatter hervorhob, daß keines der betreffenden Länder eine 
Bedrohung für Westeuropa darstelle, wurde andererseits unter 
Hinweis auf verschiedene Krisengebiete der Mittelmeerraum als 
ein Gebiet der Unruhe bezeichnet. Die dortigen Probleme stellten 
eine potentielle Bedrohung für den gesamten europäischen Konti- 
nent dar. Hervorgehoben wurde in diesem Zusammenhang die 
Gefahr der Waffenproliferation insbesondere in Verbindung mit 
erstarkendem Fundamentalismus. Es wurde angeregt, im Rahmen 
der NATO oder der WEU eine dem deutsch-französischen Euro- 
korps entsprechende Einrichtung zu schaffen, da zu befürchten sei, 
daß das Gebiet weiterhin konfliktträchtig bleiben werde. Die WEU 
könne eine maßgebliche Rolle für die Sicherheit und Stabilität in 
dieser Region spielen, indem sie sich für die Schaffung vertrauens- 
bildender sowie Maßnahmen der Nichtweiterverbreitung von 
Waffen einsetze. Die Delegierten empfahlen daher dem Rat, seine 
Beschlüsse zur Einleitung eines Sicherheitsdialoges mit den Ma- 
ghreb-Staaten umzusetzen und sich zum Grundsatz einer Konfe- 
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeerraum 
(KSZM) zu bekennen. Der Rat soll nach dem Willen der Versamm- 
limg ferner wirksame Konsultationen mit den Gemeinschaftsein- 
richtungen und der Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
(EPZ) abhalten, damit Maßnahmen zur Gewährleistung der militä- 
rischen Sicherheit mit einer Strategie politischer und wirtschaftli- 
cher Zusammenarbeit in der Region koordiniert werden können. 

Im Rahmen einer Dringlichkeitsdebatte behandelte die Versamm- 
lung erneut die Situation in Jugoslawien. Es wurde Enttäuschung 
darüber geäußert, daß die früheren Empfehlungen der Versamm- 
lung nicht befolgt worden seien. Während der Vance-Owen-Plan 
teilweise als einzige Möglichkeit bezeichnet wurde, Frieden in der 
Region zu schaffen, wurde von anderer Seite angenommen, daß er 
zwangsläufig fehlschlagen müsse. Im Zusammenhang mit der 
Notwendigkeit der Durchsetzung des Embargos wurde die Benen- 
nung der Firmen gefordert, die gegen das Embargo verstoßen 
haben sowie deutliche Hinweise auf die Regierungen, die hiervor 
die Augen verschließen. Weiter müßten ausreichende Truppen 
eingesetzt werden, um ein Übergreifen des Konflikts auf das 
Kosovo und Mazedonien zu verhindern, wobei Kritik daran geäu- 
ßert wurde, daß die nülitärische Hauptlast bislang bei Frankreich 
und Großbritannien liege. In der verabschiedeten Empfehlung 
wurde der Rat aufgefordert, die Maßnahmen der VN zu unterstüt- 
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zen und für die strikte Durchsetzung der Resolution zur Einrichtung 
von Schutzzonen zu sorgen. Die wirtschaftlichen Sanktionen 
gegen Serbien und Montenegro sollen verstärkt und das Waffen- 
embargo für alle Kriegsparteien aufrechterhalten werden. 

Weiterhin befaßte sich die Versammlung mit den WEU-Initiativen 
auf der Donau auf der Grundlage eines Berichts von Abg, Günter 
Marten und Sir Keith Speed. Im Verlauf der Beratungen wurde 
Enttäuschung über die zunächst nur geringe Wirksamkeit der 
Sanktionen geäußert und der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß die 
nun getroffenen Vereinbarungen mit den Donau-Anrainerstaaten 
die Kontrolle so verschärfen werde, daß die verbotenen Güter nicht 
mehr in das Kriegsgebiet gelangen. Die wirtschaftlich schwierige 
Situation der Länder, die sich durch das Embargo noch verschlech- 
tere, müsse abgemildert werden. Dies sei auch ein europäisches 
Problem, so daß die EG im Rahmen ihrer Möglichkeiten die not- 
wendige Unterstützung gewährleisten solle. Auch die Einbezie- 
hung anderer wohlhabender Länder, wie z. B. der USA und Japan, 
wurde von Rednern gefordert. Unterstrichen wurde in diesem 
Zusammenhang die Kooperationsbereitschaft Rumäniens, das sich 
durch sein Verhalten zukünftig als verläßlicher Partner in der 
Versammlung gezeigt habe. Die Delegierten begrüßten in der 
verabschiedeten Empfehlung die Vereinbarungen der WEU zur 
Unterstützung der Donau-Anrainerstaaten sowie die Vereinba- 
rung zwischen WEU und NATO zur Aufstellung gemeinsamer 
militärischer Streitkräfte in der Adria. Die Versammlung forderte 
den Rat auf, sie über die getroffenen Zusagen zu unterrichten und 
sicherzustellen, daß die längerfristigen Auswirkungen der Beteili- 
gung der WEU an derartigen Operationen eingehend untersucht 
und in ihrer Bedeutung erkannt werden. Außerdem soll er die VN 
ersuchen, einen Plan umzusetzen, mit dem durch die Durchsetzung 
des Embargos verursachte finanzielle Verluste ausgeglichen wer- 
den können. 

Im Rahmen einer weiteren Dringlichkeitsdebatte über die Lage in 
Somalia wurde Besorgnis darüber geäußert, daß die VN-Truppen 
in unangemessener Weise auf Provokationen reagiert hätten. 
Teilweise wurde in diesem Zusammenhang scharfe Kritik an den 
Vereinigten Staaten geübt. Die Versammlung gab in der verab- 
schiedeten Empfehlung der Besorgnis Ausdruck, daß die Opera- 
tion in Somalia dem Ansehen der VN schaden könne. Unter 
Hinweis auf die Beteiligung von vier WEU-Mitgliedstaaten riefen 
die Delegierten den Rat auf, sich als dringliche Angelegenheit mit 
der erforderlichen Koordination zu befassen, um sicherzustellen, 
daß bei der Operation die Prinzipien der VN respektiert werden. 

Gegenstand einer Dringlichkeitsdebatte war außerdem die Situa- 
tion in Osttimor. Unter Bezugnahme auf eine bereits 1991 verab- 
schiedete Resolution verurteilten die Delegierten nachdrücklich 
die fortgesetzten Menschenrechtsverletzungen durch die indone- 
sische Regierung, die der Bevölkerung dieses Landes das Recht auf 
Selbstbestimmung verweigere. Es wurde auf die Ermordung von 
mehr als 200 000 Menschen hingewiesen und gefordert, daß die 
Delegierten in Ermangelung von kurzfristig wirksamen VN-Maß- 
nahmen Druck auf ihre Regierungen ausüben sollen, um die 
Einhaltung des Embargos sicherzustellen. Befürwortet wurde 
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dabei neben dem beschlossenen Waffenembargo auch die Verhän- 
gung von Wirtschaftssanktionen. Die Versammlung forderte in der 
verabschiedeten Resolution die indonesische Regierung auf, die 
Verletzung der Menschenrechte zu beenden und die politischen 
Gefangenen freizulassen sowie ihre bewaffneten Truppen aus dem 
Gebiet Osttimors abzuziehen. Die WEU-Mitgiiedsländer sollen 
jegliche Militärhilfe einstellen und den Dialog zwischen Portugal 
und Indonesien zur Erreichung einer annehmbaren Lösung unter- 
stützen. 

Beraten wurde weiterhin die technische Zusammenarbeit im Rah- 
men des Vertrages über den Offenen Himmel. Es wurde Bedauern 
darüber geäußert, daß der Vertrag erst von fünf der fünfundzwan- 
zig Unterzeichnerstaaten ratifiziert wurde; weitere Verzögerungen 
sollten vermieden werden. Es sei deshalb erforderlich, die Bereit- 
schaft der Unterzeichnerstaaten zur Bereitstellung der erforderli- 
chen Finanzmittel zu erhöhen. Der verabschiedete Bericht hebt die 
juristische Verbindlichkeit des Vertrages gegenüber den vertrau- 
ensbildenden Maßnahmen im Rahmen der KSZE hervor und 
diskutiert die Möglichkeit einer Verbindung nüt dem KSE- Vertrag, 
der keine Verifikation durch Luftinspektionen vorsieht sowie den 
Einsatz des Vertrages als zusätzliches Verifikationsmittel im Rah- 
men des Nicht-Verbreitungsvertrages und des START I und 
Il-Vertrages. Die Delegierten begrüßten in der verabschiedeten 
Empfehlung die Entscheidung des WEU-Rates, sich im Rahmen des 
Vertrages zu einer Staatengruppe zusammenzuschließen, wobei 
sie Aufklärung darüber begehren, ob dieser auch Griechenland 
sowie die Assoziierten und Beobachter angehören. Der Vertrag 
könne sein Ziel allerdings nur dann erreichen, wenn alle Mitglied- 
staaten der GUS beitreten und kein Mitgliedsland der KSZE 
ausgeschlossen werde. Der Rat wurde auf gefordert, die Versamm- 
lung über die Schaffung einer gemeinsamen Luftflotte der WEU zur 
Durchführung von Beobachtüngsmissionen zu informieren. Ferner 
soll nach Auffassung der Versammlung das Mandat der WEU- 
Expertengruppe erweitert werden. Unter anderem soll sie die 
Voraussetzungen bestimmen, unter denen das Satellitenzentrum 
in T orrej on mit der Auswertung der Luftaufnahmen betraut werden 
könnte sowie in Koordination mit dem zuständigen NATO-Komitee 
festlegen, wie die aus dem Vertrag folgenden Beobachtungsmög- 
hchkeiten im Rahmen des KSE -Vertrages genutzt werden können. 
Ferner wird die Einrichtung einer ständigen Vertretung der WEU 
bei der Beratungskommission Offener Himmel in Wien befürwor- 
tet. In einer Entschließung wurden außerdem die Parlamente und 
Regierungen der WEU-Mitgliedstaaten aufgefordert, dafür Sorge 
zu tragen, daß das Ratifikationsverfahren über den Vertrag über den 
Offenen Himmel vor Ablauf des Jahres 1993 abgeschlossen ist. 

Ferner beriet die Versammlung über ein Flugkörperabwehrsystem 
für Europa auf der Grundlage des Berichts von Abg. Christian 
Lenzer, der Schlußfolgerungen aus dem im April 1993 in Rom 
abgehaltenen Symposium der Versammlung zu diesem Thema 
zieht. Der Berichterstatter betonte, daß der Wegfall des Ost- 
West-Konfhkts nicht mit dem Wegfall von Bedrohung gleichzuset- 
zen sei. Als möglich neue Konfliktursachen nannte er neben den 
Spannungen in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion die proble- 
matische Situation der Länder der Dritten Welt, wobei diese 
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Entwicklungen durch die Proliferation von Waffen und Rüstungs- 
technologie noch negativ beeinflußt würden. Die Delegierten 
begrüßten die erreichten Fortschritte bei den Bemühungen imi 
verstärkte Abrüstungsmaßnahmen und Nichtverbreitung, zeigten 
sich jedoch besorgt über die fortdauernde Verbreitung von Waf- 
fentechnologie in gefährdete Regionen. Die Versammlung sprach 
sich dafür aus, daß der Ministerrat sich aktiv an allen internatio- 
nalen Initiativen der Rüstimgskontrolle und der Weiterentwick- 
lung von Kontrollregimen, von vertrauensbildenden Maßnahmen 
und Nichtverbreitungssystemen beteiligen möge. Ferner solle der 
Rat bei den VN mit dem Ziel initiativ werden, ein internationales 
Frühwarnsystem und Überwachimgszentrum einzurichten, das 
allen Ländern offensteht, die an der Weitergabe von Daten und 
Informationen über Flugkörperaktivitäten interessiert sind. Wei- 
terhin wurde der Rat aufgefordert, seine Haltung in bezug auf ein 
weltweites Schutzsystem festzulegen, das Gegenstand von Diskus- 
sionen zwischen den USA und Rußland ist. Letztlich wurde der 
Ministerrat gebeten, eine sorgfältige Risikoanalyse durchzuführen, 
um festzustellen, inwieweit es notwendig ist, der europäischen 
Industrie den Auftrag einer Realisierbarkeitsstudie zu erteilen. 

Ein weiterer für die Versammlung bedeutsamer Aspekt betraf die 
Auslegung des Art. XII des geänderten Brüsseler Vertrages. Kriti- 
siert wurde die in der Antwort des Rates deutlich gewordene 
Haltimg, als maßgeblichen Beginn für die 50jährige Frist, nach der 
die vertraglichen Verpflichtungen von jedem Mitglied gekündigt 
werden können, das Jahr 1948 (Unterzeichnung des Brüsseler 
Vertrages) anzusehen und nicht das Jahr 1954 (Unterzeichnung 
des geänderten Brüsseler Vertrages), ohne zuvor — wie von der 
Versammlung gefordert — eine unabhängige Expertenkommis- 
sion mit dieser Frage zu befassen. Dabei wurde unterstrichen, daß 
die Versammlung nicht — wie vom Rat behauptet — ein Schieds- 
gerichtsverfahren verlangt hat. Das Recht der Versammlimg auf 
entsprechende Prüfung ergebe sich vielmehr aus ihrem Kontroll- 
recht nach Art. IX des geänderten Brüsseler Vertrages. Zu den 
Gründen, nach denen das Jahr 1954 als Beginn der Frist anzusehen 
ist, wurde ausgeführt, daß die Pariser Protokolle von 1954 im 
Hinblick auf den damit ermöglichten Beitritt Deutschlands und 
Italiens nicht nur eine Vertragsänderung, sondern den Abschluß 
eines neuen Vertrages bedeuteten. Man habe nach Scheitern der 
EVG mit dem Abschluß des Vertrages neue Ziele verfolgt, nämlich 
die Schaffung der Grundlage einer europäischen Union. Die Ver- 
einbarungen hätten zu einer neuen Einheit und der Schaffung 
einer neuen Organisation geführt; neue grundlegende Prinzipien 
— wie die parlamentarische Beteiligung durch Schaffung einer 
1948 nicht vorgesehenen Versammlung — seien festgelegt wor- 
den. Es wurde betont, daß diese Frage nicht nur ein reines 
Rechtsproblem darstelle, sondern von grundlegender Bedeutung 
für die Beziehung zwischen Rat und Versammlung sei. Entspre- 
chend forderte die Versammlung den Rat in der verabschiedeten 
Empfehlimg auf, unter Beachtung der dargestellten Aspekte, den 
durch die Pariser Protokolle von 1954 geänderten Vertrag als 
neuen Vertrag anzusehen und sich entsprechend zu verhalten. 

Die Delegierten diskutierten außerdem über die Kommunikations- 
politik der Versammlung. Trotz der Feststellimg, daß nach Mei- 
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nungsumfragen nur geringe Teile der Bevölkerung in den Mit- 
gliedstaaten Kenntnisse über die WEU und ihre Versammlung 
haben, wurden die bislang erreichten Fortschritte auf dem Gebiet 
der Öffentlichkeitsarbeit, die sich beispielsweise an der steigenden 
Nachfrage nach Berichten zeige, gewürdigt. Auf der anderen Seite 
wurde auch darauf hingewiesen, daß die hohe Qualität der Be- 
richte und Debatten in der Versammlxmg nicht xmter dem geringen 
öffentlichen Interesse gelitten habe. Die Versammlung sprach sich 
für eine Reihe von Maßnahmen aus, um die Öffenthchkeitsarbeit zu 
verstärken. So soll eine kurze, verständhche Informationsbro- 
schüre über die WEU erstellt und regelmäßige Besuche bei der 
Versammlung für interessierte Personen gefördert werden. Die 
nationalen Delegationen werden aufgerufen, ihre Parlamente 
regelmäßig über ihre Aktivitäten zu unterrichten und die Berichte 
auch der Presse zugänglich zu machen. Weiter sollen sie das 
Interesse der jeweiligen Ausschüsse für Verteidigimg xmd Auswär- 
tige Angelegenheiten für die Arbeit der WEU fördern. Außerdem 
wird der Rat aufgefordert, die Einrichtimg von WEU-Informations- 
büros in den europäischen Mitgliedstaaten der Allianz, den USA 
xmd Kanada zu prüfen. 

Ebenfalls Gegenstand der Beratungen war der Ausbau der Bezie- 
hungen zwischen der WEU-Versammlung und den Parlamenten 
zentraleuropäischer Länder. In der Debatte wurde übereinstim- 
mend die Notwendigkeit hervorgehoben, die Beziehungen zu den 
Ländern Zentraleuropas zu intensivieren. Dabei sei insbesondere 
angesichts mangelnder demokratischer Traditionen der Erfah- 
rungsaustausch mit Parlamentariern von besonderer Bedeutung. 
Angeregt wurde auch eine möglichst zügige Klärung des Status der 
betreffenden Delegationen durch den Geschäftsordnungsaus- 
schuß. Kritisch betrachtet wurde die Menschenrechtslage insbe- 
sondere in den baltischen Staaten und Rumänien sowie die 
bedrohliche Tendenz eines sich vergrößernden Waffenhandels in 
einigen Ländern. Die verabschiedete Empfehlung betont die 
Wichtigkeit der Fortsetzung der Bemühungen um engere Zusam- 
menarbeit zwischen der Versammlung und den Parlamenten der 
betreffenden Staaten, weshalb die Versammlung ihren Präsidi- 
alausschuß anwies, Besuche von Ausschüssen in zentraleuropäi- 
schen Ländern zu fördern sowie die Teünahme der Versammlung 
an Symposien und anderen von diesen Ländern organisierten 
Veranstaltungen zu unterstützen. Weiter sollten die betreffenden 
Außen- und Verteidigxmgsminister vermehrt eingeladen werden, 
vor der Versamnüung zu sprechen. 


Bonn, den 13. Juli 1993 

Prof. Dr. Hartmut Soell 

Sprecher der Delegation 


Gerhard Reddemann 

Stellvertretender Sprecher 
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Montag, 14. Juni 1993 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten der Versammlung, 
Sir Dudley Smith (Großbritannien) 

(Themen: Rolle der WEÜ in der veränderten sicher- 
heitspolitischen Situation — Zusammenarbeit mit der 
NATO — Beziehung zwischen Rat und Versammlung 
— Verhältnis der Versammlung zum EP, zur NAV und 
zur KSZE-Versammlung) 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Generalsekretärs der WEU, 
Willem van Eekelen (Niederlande) 

(Themen: Komponenten europäischer Sicherheit — 
Erfordernis einer europäischen Ostpolitik — Friedens- 
bedrohung durch Waffen in den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion — Operationelie Rolle der WEU — 
Kooperation mit der NATO) 


Tagesordnungspunkt: 

Revision und Interpretation 
der Geschäftsordnung 

(Drucksache 1368) 

Berichterstatter: 

Abg. John Thompson (Großbritannien) 


Beschluß 8 

betr. die Änderung von Artikel 15 — 
Ständiger Ausschuß 

Die Versammlung 
BESCHLIESST, 

die Absätze 4, 5, 6, 7 und 8 von Artikel 15 durch 
folgenden Text zu ersetzen: 

„4. Er wird vom Präsidenten der Versammlimg auf 
Anfordenmg des Präsidialausschusses einberu- 
fen, der Zeitpunkt und Dauer seiner Sitzungen 
festlegt. 

5. Der Ständige Ausschuß prüft Ausschußberichte, 
die der Präsidialausschuß auf seine Tagesord- 
nimg gesetzt hat. 

6. Dem Ständigen Ausschuß kann ein Antrag auf 
eine Aussprache über aktuelle Themen vom Prä- 
sidenten — entweder auf eigenen Vorschlag oder 
auf Antrag von mindestens einem Viertel der 
Vertreter oder Stellvertreter — vorgelegt werden. 
In diesem Fall ergreift der Präsident der Ver- 
sammlung die notwendigen Schritte, um sicher- 


zustellen, daß dem Ständigen Ausschuß ein Text- 
entwurf vorgelegt wird und er alle angemessenen 
Informationen erhält, die es ihm ermöglichen, den 
Text in Kenntnis aller Tatsachen zu erörtern. 

7. Der Ständige Ausschuß handelt im Namen der 
Versammlimg. 

8. Sofern in diesem Artikel nicht anders bestimmt, ist 
das Verfahren im Ständigen Ausschuß das gleiche 
Verfahren wie in den Plenarsitzimgen der Ver- 
sammlimg. 

9. Die Bestimmungen von Artikel 24 über Sitzungs- 
berichte imd von Artikel 25 über Zeitplan und 
Tagesordnung gelten nicht für den Ständigen 
Ausschuß. 

10. Der Vorsitzende des Ständigen Ausschusses 
nimmt an Aussprachen und Abstimmungen teil; 
er besitzt jedoch keine ausschlaggebende 
Stimme. 

11. Die Bestimmungen von Artikel 21 (b) über Reden 
in den Ausschüssen gelten auch für den Ständigen 
Ausschuß." 


Tagesordnungspunkt: 

Ausbau der Beziehungen zwischen 
der WEU- Versammlung und den Parlamenten 
der mitteleuropäischen Staaten 

(Drucksache 1365) 

Berichterstatter: 

Abg. Andre Kempinaire (Belgien) 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Der Zusam- 
menbruch der Ideologien und der Staatsordnimgen 
der kommunistischen Länder, auch imd vor allem der 
Zusammenbruch des Warschauer Paktes, hat für 
Europa viele Folgen mit sich gebracht. Zwei davon 
betreffen uns, die WEU, ganz allgemein und unmittel- 
bar. 

Die erste Folge ist eine sicherheitspolitische, nämlich 
die, daß in den zum Teil sogar neu entstandenen 
Ländern Mittel- und Südosteuropas die Angst besteht, 
daß ein militärisches Vakuum entstehen könnte und 
daß langfristig durch Entwicklungen, die man nicht 
absehen kann, für diese Länder eine neue Bedrohimg 
entstehen könnte. Deswegen sind die Politiker in 
diesen Ländern daran interessiert, gute Kontakte zu 
ihren früheren Gegnern im Westen zu haben, und Sie 
alle wissen, daß es dort viele Forderungen gibt, selbst 
in die NATO aufgenommen zu werden. 

Wir alle wissen, daß das in dieser Form heute sicher 
nicht möglich ist, und deswegen hat, so glaube ich, die 
Westeuropäische Union hier eine ganz wesentliche 
Aufgabe zu erfüllen, nämlich die sicherheitspoliti- 
schen Interessen dieser Länder zur Kenntnis zu neh- 
men, Kontakte zu halten, gegenseitigen Meinungs- 
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austausch zu pflegen und mit dazu beizutragen, daß 
im verteidigxmgspohtischen imd im militärischen 
Bereich ein Vertrauensverhältnis zwischen diesen 
Ländern imd den Mitghedsländem der Westeuropäi- 
schen Union auf gebaut wird. 

Die zweite Folge des erwähnten Zusammenbruchs 
war, daß sich dort demokratische Staatsordnungen 
bildeten, parlamentarische Systeme, wie wir sie in 
unserer Tradition haben. Aber wir müssen auch zur 
Kenntnis nehmen, daß es solche Traditionen in diesen 
Ländern zum Teil nicht gab oder daß sie für Jahr- 
zehnte imterbrochen waren. Das bedeutet, daß 
gerade die Pohtiker, die dort jetzt Verantwortung 
tragen, die von den Wählern in die Parlamente 
geschickt werden, einen Erfahrungsaustausch im rein 
politischen Bereich mit denen brauchen, die diese 
Erfahrungen schon über lange Zeit gesammelt ha- 
ben. 

Deswegen können wir es nur begrüßen, weim es zu 
einem engen Austausch zwischen Politikern und Par- 
lamentariern sowohl der Versammlung der Westeuro- 
päischen Union als auch der Parlamente dieser mittel- 
imd südosteuropäischen Staaten kommt. 

Ich glaube — diese Erfahrung haben sicher die 
meisten von uns gemacht — , daß es immer zu sehr 
fruchtbaren Erfahrungen geführt hat, wenn wir einer- 
seits Gespräche mit Delegationen geführt haben, die 
hierher gekommen sind, imd wenn andererseits Dele- 
gationen unserer Versammlung und der Ausschüsse 
in diese Länder gefahren sind. Ich will nur ein Beispiel 
erwähnen: Der Politische Ausschuß war vor nicht allzu 
langer Zeit in Bulgarien, und bei den Gesprächen in 
Bulgarien ist mir z. B. das Unsicherheitsgefühl sehr 
bewußt geworden, das auf dem Balkan herrscht, weil 
auch ein Land, das nicht direkt betroffen ist, ange- 
sichts der Auseinandersetzungen im ehemaligen 
Jugoslawien natürlich Angst vor dem hat, was dort 
noch passieren könnte, und sich Sorgen macht, wel- 
che Entwicklungen dort noch stattfinden könnten. Die 
unmittelbaren Nachbarn machen sich dort also fast 
noch mehr Sorgen als wir, die Politiker in West- 
europa. 

Wir haben sehr früh damit angefangen, auch Delega- 
tionen zu empfangen. Das geschah bereits 1990, und 
es ist vielleicht auch typisch für die Unsicherheit in 
diesem Raum, daß wir Delegationen aus Ländern 
empfangen haben, die es heute schon nicht mehr gibt. 
Ich denke nur an Jugoslawien — eine jugoslawische 
Delegation war 1990 hier — oder an die Tschechoslo- 
wakei; da haben wir ja inzwischen zwei Länder, deren 
Vertreter uns besuchen und uns hier beobachten. Sie 
sehen, wie schnell hier die Entwicklung vorange- 
schritten ist und welche neuen Probleme dadurch für 
uns auftauchen können. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung unmittelbar 
zum Bericht selbst machen, eine Bemerkung, mit der 
ich einen leisen Zweifel anmelden möchte, allerdings 
nicht gegenüber dem Berichterstatter, der hier ja nur 
Material verwendet hat. Er schreibt, daß nach einer 
Untersuchung des Euro-Barometers die Bevölkerung 
in Ungarn zu 56% und die in Estland zu 49% weiß, 
was die Westeuropäische Union ist. Ich bezweifle das, 
weü ich weiß, daß in meinem Land, der Bundesrepu- 


blik Deutschland, nicht 56 % wissen, was die Westeu- 
ropäische Union ist. Es sind wesentlich weniger, und 
deswegen bin ich sehr skeptisch, ob diese Zahlen 
richtig sind. Vielleicht hat man die WEU mit der 
NATO oder ganz allgemein nüt der westlichen Ver- 
teidigungsgemeinschaft verwechselt, und wenn so 
etwas genannt wurde, wurde das als eine Anerken- 
nung oder eine Kenntnis der WEU registriert. Ich 
möchte das nur anmerken, weü ich glaube, daß die 
erwähnten Zahlen nicht den Realitäten entspre- 
chen. 

Lassen Sie mich zum Schluß die Geschäftsordnungs- 
kommission unserer Versammlung bitten, möglichst 
schnell klare Verhältnisse in der Frage zu schaffen, 
was die Funktion derjenigen ist, die zu uns kommen. 
Ich denke, wir sollten eine sohde Position eines 
permanenten Beobachters — oder wie immer wir das 
nennen wollen — schaffen; wir sollten ganz klarma- 
chen, welche Möglichkeiten diese Beobachter haben, 
welches Rederecht sie haben und ob sie eventuell 
sogar Berichte erstatten können. Sie können sicher 
kein Stimmrecht in der Versammlung haben, sie 
können kein Stimmrecht in den Kommissionen haben, 
aber wir sollten ihnen so viele Möglichkeiten der 
Mitarbeit eröffnen, wie es irgend geht. Am Geld sollte 
das nicht scheitern. Ich glaube, Geld spielt in diesem 
Zusammenhang eine nur sehr bescheidene Rolle, 
denn die Dienste der Versammlung stehen ja allen zur 
Verfügung, und neue Übersetzungen finden nicht 
statt. Das kann also keine entscheidende Rolle spie- 
len, und deswegen können wir alle gemeinsam, wie 
ich glaube, diese Politik des Erfahnmgs- und Mei- 
nungsaustausch sowohl hier in Paris als auch umge- 
kehrt in den besagten Ländern fortsetzen — in unser 
aller Interesse und im Interesse unserer Völker. 


Richtlinie 86 

betr. den Ausbau der Beziehungen zwischen 
der Versammlung der WEU und den Parlamenten 
der mitteleuropäischen Staaten 

Die Versammlung 

i) in Anbetracht der Erklärung, die zum Abschluß 
des außerordentlichen Treffens des WEU-Mini- 
sterrates mit den Staaten Mitteleuropas am 
19. Juni 1992 in Bonn abgegeben wurde, in der die 
Minister: „sich für den Ausbau der Beziehungen 
zwischen der Versammlung der WEU und den 
Parlamenten der betreffenden Staaten ausspra- 
chen"; 

ii) unter Betonung der Bedeutung, die die Beziehun- 
gen zwischen der Versammlung und ihren Aus- 
schüssen und den Parlamenten jener Staaten in 
den letzten Jahren bereits erreicht haben; 

iü) von der Notwendigkeit überzeugt, daß die betei- 
ligten Seiten diese Beziehungen intensivieren und 
weiter ausbauen sollten; 

iv) sich dessen bewußt, daß der Meinungsaustausch 
über den Aufbau Europas, insbesondere in Sicher- 
heits- und Verteidigungsangelegenheiten nicht 
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auf die Regierungsebene beschränkt werden 
sollte, sondern daß auch die Parlamentarier eine 
aktive Rolle dabei übernehmen müssen; 

v) in Anbetracht dessen, daß die Entwicklimg von 
Beziehxmgen zwischen der Versammlimg der 
WEU xmd der Parlamente der mitteleuropäischen 
Staaten dazu beitragen wird, diese Debatte noch 
nützlicher und ergebnisreicher zu gestalten; 

WEIST IHREN PRÄSIDIALAUSSCHUSS AN, 

1. Besuche von Ausschüssen der Versammlimg in 
mitteleuropäischen Staaten zu ermutigen, insbe- 
sondere wenn von diesen Ausschüssen Berichte 
über diese Region ausgearbeitet werden; 

2. die Beteiligung der Versammlung an Symposien 
imd an jeder Art von Treffen, an denen Parlamen- 
tarier teilnehmen imd welche möglicherweise von 
jenen Staaten veranstaltet werden, zu fördern; 

3 . über das Konsultationsforum regelmäßig Einladvm- 
gen an Außen- xmd Verteidigxmgsminister auszu- 
sprechen, auf den Tagungen der Versammlimg zu 
sprechen; 

4. Berichte, Informationsbriefe der Versammlung xmd 
andere Veröffentlichimgen an möglichst viele 
interessierte Personen imd Institutionen in den 
mitteleuropäischen Staaten zu senden; 

5. dafür Sorge zu tragen, daß Parlamente, Regierun- 
gen xmd Sonderinstitutionen imd Vereinigungen in 
jenen Staaten der Versammlung jede Art von 
Unterlagen xmd Informationen zusenden, die sie 
für nützlich halten, um bessere Kenntnisse imd 
größeres Verständnis für ihre Ansichten, Zielset- 
zimgen imd Beschlüsse herbeizuführen. 


Tagesordnungspunkt: 

Technische Zusammenarbeit 
im Rahmen des Vertrages 
über den Offenen Himmel 

(Drucksache 1364) 

Berichterstatter: 

Abg. Nicolas Tummers (Niederlande) 
Empfehlung 537 

betr. die technische Zusammenarbeit 
im Rahmen des Vertrags über den Offenen Himmel 

Die Versammlung, 

i) die neuen Möglichkeiten der Transparenz und 
Offenheit im Hinblick auf militärische Streit- 
kräfte und militärische Aktivitäten begrüßend, 
die durch die Öffnung des Luftraums in Nord- 
amerika, Europa und den asiatischen Teilen der 
Russischen Föderation von Vancouver bis Wladi- 
wostok für gegenseitige Luftbeobachtung gemäß 
dem am 24. März 1992 in Helsinki Unterzeichne- 
ten Vertrag über den Offenen Himmel gegeben 
sind; 


ii) nachdrücklich darauf hinweisend, daß diese 
wichtige Vertrauens- und sicherheitsbildende 
Maßnahme ihr Ziel der Schaffung eines neuen, 
multinationalen und kooperativen Vorgehens im 
Bereich der Sicherheit nur erreichen kaim, wenn 
alle Mitgliedstaaten der Gemeinschaft Unabhän- 
giger Staaten dem Vertrag beitreten und kein 
Mitgliedsland der KSZE ausgeschlossen wird; 

iii) weiterhin betonend, daß die Parlamente der 
WEU-Mitgliedstaaten nach über einem Jahr seit 
der Unterzeichnung des Vertrags ihren Ver- 
pflichtungen nachkommen sollten, um durch 
eine Beschleunigimg ihrer Ratifikationsverfah- 
ren ein rasches Inkrafttreten und die vollständige 
Umsetzimg dieses Vertrags zu ermöglichen; 

iv) die Entscheidxmg des WEU-Rates begrüßend, 
sich im Rahmen des Vertrags über den Offenen 
Himmel zu einer einzigen Gruppe von Staaten 
zusammenzuschließen; 

v) jedoch im Hinblick auf die während der fast 

zweijährigen Diskussionen auf getretenen 

Schwierigkeiten für die WEU-Expertengruppe 
„Offener Himmel" bei der Harmonisierung der 
imterschiedlichen Möglichkeiten für eine prakti- 
sche Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten der WEU, die es immöglich machten, eine 
Einigung über die Nutzung eines einheitlichen 
Typs von Beobachtungsflugzeugen zu errei- 
chen; 

vi) in Anbetracht der Tatsache, daß die gegenwärtig 
geplante gemeinsame Luftflotte der WEU bei der 
Durchführung der im Vertrag vorgesehenen 
gemeinsamen Luftbeobachtungsmissionen auf 
die zur Zeit verfügbare und mit entsprechenden 
Sensoren ausgestattete Anzahl von Rugzeugen 
zurückgreifen und dabei ein möglichst günstiges 
Kosten-Nutzen-Verhältrüs gewährleisten muß; 

vii) in der Erwägung, daß eine Reihe von Fragen 
noch unbeantwortet sind, wie z. B.: 

— die Auswahl der Sensorausstattung für die 
Flugzeuge; 

— der Status der assoziierten Mitglieder und 
Beobachter innerhalb der Gruppe der WEU- 
Staaten; 

— die Kostenteilung; 

— die Frage, ob, und in welchem Umfang das 
Satellitenzentrum der WEU mit der Auswer- 
tung der durch die Sensoren aufgenommenen 
Bilder betraut werden sollte; 

vüi) die vom Rat bei der Aushandlung der Bedingun- 
gen für eine Zusammenarbeit mit der Russischen 
Föderation unternommenen Anstrengungen be- 
grüßend, insbesondere im Hinblick auf deren 
Beteiligung an der Luftflotte der WEU; 

ix) jedoch die Tatsache betonend, daß die Kontakte 
der WEU zur Russischen Föderation nicht exklu- 
siver Natur sein sollten und die Zusammenarbeit 
dahingehend ausgeweitet werden sollte, daß alle 
interessierten Länder der Gemeinschaft Unab- 
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hängiger Staaten sowie die acht mittel- und 
osteuropäischen Länder, mit denen der Rat regel- 
mäßige Konsultationen eingeführt hat, miteinge- 
schlossen werden; 

x) in der Auffassung, dciß es für die WEU als 
Staatengruppe innerhalb des Vertrags über den 
Offenen Himmel erforderlich ist, frühzeitig Kon- 
zepte für die mögliche Erweiteixmg des Regimes 
des Offenen Himmels auf andere Gebiete auszu- 
arbeiten, wie im Vertrag vorgesehen, imd enge 
Arbeitsbeziehimgen zur Beratimgskommission 
Offener Himmel aufzunehmen, 

EMPFffiHLT DEM RAT, 

1. der Versammlimg genaue Informationen zu über- 
mitteln im Hinblick auf seine Entscheidung bezüg- 
lich der Schaffimg einer gemeinsamen Luftflotte 
der WEU, die im Rahmen des Regimes des Offenen 
Himmels Luftbeobachtungsmissionen durchführen 
soll; 

2. sicherzusteUen, daß kein Flugzeugtyp, der von 
einem Mitgliedsland zur Verfügung gestellt wird, 
aus der gemeinsamen Flotte ausgeschlossen wer- 
den kann; 

3. die Versammlung zu informieren: 

a) ob Griechenland, die assoziierten Mitglieder 
imd die Beobachter bereits der von der WEU mit 
der Wiener Erklämng errichteten Staaten- 
gruppe angehören; 

b) ob die WEU inzwischen beschlossen hat, diese 
Gruppe gemäß Artikel III, Abschnitt II, Abs. 3 
des Vertrags über den Offenen Himmel umzu- 
gestalten, wie es in Wien angekündigt wurde; 

4. das Mandat der WEU-Expertengruppe in bezug 
auf folgende Aufgaben zu erweitern: 

a) alle noch nicht behandelten zusätzlichen Konse- 
quenzen der in Wien getroffenen Entscheidung, 
sich zu einer Gruppe von Staaten zusammenzu- 
schließen, zu xmtersuchen; 

b) die Voraussetzimgen zu bestimmen, xmter 
denen das Satellitenzentrum der WEU mit der 
Auswertung der durch die Sensoren aufgenom- 
menen Bilder betraut werden könnte; 

c) in Verbindung mit dem Verifikations- und Koor- 
dinationsausschuß der NATO festzulegen, wie 
die Beobachtungsmöglichkeiten des Regimes 
des Offenen Himmels für den KSE-Vertrag 
genutzt werden können; 

d) die mögliche Ausdehnung des Regimes des 
Offenen Himmels auf weitere Gebiete, wie z. B. 
Konfliktverhütung, Krisenmanagement imd 
Umweltschutz, zu untersuchen; 

5. eine gemeinsame Initiative zu ergreifen nüt dem 
Ziel, Armenien, Aserbaidschan, Kasachstan, Mol- 


dau, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan 
dringend aufzufordem, dem Vertrag über den 
Offenen Himmel beizutreten; 

6. sich im Hinblick auf andere Mitgliedsstaaten der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, insbeson- 
dere die Ukraine und Kasachstan, um eine ähnliche 
Zusammenarbeit zu bemühen, wie sie bereits nüt 
der Russischen Föderation vorgesehen ist, imd die 
Versammlung über diesbezügliche Verhandlungs- 
ergebnisse zu unterrichten; 

7. eine ständige Vertretung der WEU bei der Bera- 
tungskommission Offener Himmel in Wien einzu- 
richten. 

Richtlinie 87 

betr. die technische Zusammenarbeit 
im Rahmen des Vertrags über den Offenen Himmel 

Die Versammlung, 

fordert den Präsidenten der Versammlung auf, die 
Entschließung über die technische Zusammenarbeit 
im Rahmen des Vertrags über den Offenen Himmel 
allen Unterzeichnerstaaten dieses Vertrages zu über- 
mitteln. 


Entschließung 88 

betr. die technische Zusammenarbeit 

im Rahmen des Vertrags über den Offenen Himmel 

Die Versammlung, 

i) die neuen Möglichkeiten der Transparenz und 
Offenheit im Hinblick auf militärische Streitkräfte 
und militärische Aktivitäten begrüßend, die durch 
die Öffnung des Luftraums in Nordamerika, 
Europa und den asiatischen Teilen der Russischen 
Föderation von Vancouver bis Wladiwostok für 
gegenseitige Luftbeobachtung gemäß dem am 
24. März 1992 in Helsinki Unterzeichneten Vertrag 
über den Offenen Himmel gegeben sind; 

ii) nachdrücklich darauf hinweisend, daß diese wich- 
tige Vertrauens- und sicherheitsbildende Maß- 
nahme ihr Ziel der Schaffung eines neuen, mul- 
tinationalen und kooperativen Vorgehens im 
Bereich der Sicherheit nur erreichen kaim, wenn 
alle Mitgliedstaaten der Gemeinschaft Unabhän- 
giger Staaten dem Vertrag beitreten und kein 
Mitgliedsland der KSZE ausgeschlossen wird; 

iii) weiterhin betonend, daß die Parlamente der WEU- 
Mitgliedsstaaten nach über einem Jahr seit der 
Unterzeichnung des Vertrags ihren Verpflichtun- 
gen nachkommen sollten, um durch eine Be- 
schleunigung ihrer Ratifikationsverfahren ein 
rasches Inkrafttreten und die vollständige Umset- 
zung dieses Vertrags zu ermöglichen; 

fordert die Regierungen und Parlamente der 
WEU-Mitgliedstaaten und aller übrigen Signatar- 
staaten des Vertrags über den Offenen Himmel 
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auf, dafür Sorge zu tragen, daß das Ratifikations- 
verfahren vor Ablauf des Jahres 1993 abgeschlos- 
sen ist. 


Dienstag, 15. Juni 1993 

Tagesordnungspunkt: 

Sicherheit im Mittelmeerraum 

(Drucksache 1371) 

Berichterstatter: 

Abg. Pedro Roseta (Portugal) 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nachdem der Ost- West- 
Konflikt durch den Zusammenbruch des Warschauer 
Paktes und die Auflösung der Sowjetunion zumindest 
für die Gegenwart hinsichtlich sicherheitspolitischer 
Fragen keine Rolle mehr spielt, richtet sich der Blick 
jetzt mehr auf andere Räume, d. h. es geht nicht mehr 
sosehr um Überlegungen der Sicherheitspolitik. Wir 
schauen z. B. in den Mittelmeerraum, wobei wir 
wissen, daß der Ost- West- Konflikt seinen Ausgang im 
Mittelmeerraum nahm. Die Gründung der NATO als 
das westliche Verteidigungsbündnis ging nämlich 
unmittelbar auf die Verkündung der Truman-Doktrin 
am 10. März 1947 zurück, als die amerikanische 
Regienmg die 6. Flotte ins Mittelmeer schickte — wo 
sie heute noch steht — und die Stabilität und Unver- 
letzlichkeit der Grenzen der Türkei und Griechen- 
lands garantierte; gerade auf griechischem Gebiet 
fand ja ein blutiger Bürgerkrieg statt, wobei die 
Kommunisten das Ziel verfolgten, dort die Macht zu 
übernehmen. 

Wenn wir heute auf den Mittelmeerraum blicken, 
stellen wir fest, daß er nach wie vor ein Gebiet der 
Unruhe ist. Wir können an der Ecke des Mittelmeer- 
raums beginnen, wo der Krieg schon ausgebrochen 
ist. Das ist das ehemalige Jugoslawien. Serbien und 
Montenegro grenzen ja ans Mittelmeer. Ich bin durch- 
aus der Meinung — im Gegensatz zum Kollegen 
Roseta — , daß es Staaten gibt, die unsere Sicherheit 
bedrohen; denn die Serben haben sehr deutlich 
gesagt, sie würden etwa ein Eingreifen von Truppen 
westlicher Staaten auf ihrem Boden mit einem Rake- 
tenschlag gegen Italien beantworten. Und sie verfü- 
gen über genügend Raketen, z. B. mehr als Italien, um 
das einmal an Hand von Zahlen darzustellen. 

Wenn wir die übrigen Länder des Mittelmeerraums 
betrachten, können wir die Hände auch nicht in den 
Schoß legen und sagen, dort sei alles in bester 
Ordnung. Der Mittelmeerraum ist ein Zentrum der 
Unruhe, ist ein Zentnun des Terrorismus. Nehmen Sie 
nur einmal das NATO-Mitgliedsland Türkei mit der 
Aufstandsbewegung der PKK im Süden. Gehen Sie 
weiter in den Libanon, wo Geiselnahmen stattfinden. 
Gehen Sie nach Israel, Palästina, gehen Sie weiter 
nach Ägypten, wo Touristenbusse überfallen werden 
und wo die koptischen Christen von islamischen 
Fundamentalisten verängstigt werden. 


Gehen Sie weiter in den Süden, in den Sudan, wo die 
Fundamentalisten an der Macht sind, die nicht zuletzt 
die fundamentalistischen Bewegungen in den Mittel- 
meeranrainerstaaten im Norden wie in Algerien stark 
unterstützen. Gehen Sie nach Libyen, wo man den 
Versuch gemacht hat, sich mit Chemiewaffen zu 
versorgen, oder gehen Sie schließlich nach Algerien, 
wo es immer Spitz auf Knopf steht, wie die Machtaus- 
einandersetzung zwischen den Fundamentalisten 
und der dortigen Regierung ausgeht. 

Herr Kollege Roseta hat etwas sehr Richtiges gesagt, 
wenn er davor gewarnt hat, dorthin Waffen — ganz 
gleich, welcher Art — zu verkaufen; deim Hin- 
tergrund für den Einfluß und die Macht der Funda- 
mentalisten ist unter anderem, daß sie über erheb- 
liche Waffen verfügen. Die fundamentalistischen 
Mudschaheddin, die in Afghanistan kämpften bzw. 
kämpfen, sind nämlich wahllos mit Waffen versorgt 
worden, so daß dort ein solcher Überschuß an Waffen 
vorhanden ist, daß er jetzt gelegentlich an anderen 
Orten zum Einsatz kommt. 

Wenn wir einmal von den Sicherheitsproblemen abse- 
hen, müssen wir uns weiter darüber im klaren sein, 
daß der Mittelmeerraum natürlich auch aus anderen 
Gründen für uns von großem Interesse ist. Ich nenne 
nur ein paar Stichwörter, ohne das auszuführen: 
Energieversorgung. Dabei ist nicht nur an die direkte 
Ölförderung zu denken — es gibt ja in diesem Raum 
Ölförderländer — , sondern vor allem auch daran, daß 
es sich hier um ein Gebiet handelt, wo Energie 
transportiert wird: Ölleitungen, Gasleitungen, Tan- 
kerverkehr. 

Nehmen wir die Umweltprobleme des Mittelmeerrau- 
mes. Wir kennen die Verschmutzung des Mittelmee- 
res. Wir wissen, daß hier eigentlich eine gemeinsame 
Arbeit Nordafrikas, des asiatischen Teils des Mittel- 
meerraums und Europas nötig wäre, um dieses Gebiet 
zu sanieren. 

Nehmen wir — was Herr Kollege Roseta auch erwähnt 
hat — die Bevölkenmgsexplosion und die Armut. 
Allein der Tatbestand, daß z. B. in Algerien mehr als 
50 % der Bevölkenmg unter 16 Jahre alt sind und daß 
es dort eine gravierende Jugendarbeitslosigkeit gibt, 
die über 50 % liegt, zeigt, vor welchen Herausforde- 
rungen wir im Norden stehen. 

Denken wir schließlich daran — das will ich als 
vorletztes bringen — , daß es sich um eine andere 
Kultur, um einen anderen Kulturkreis handelt. Sie 
wissen, es gibt in meinem Heimatland, in der Bundes- 
republik Deutschland, Spannungen zwischen Deut- 
schen und Ausländem. Es gibt Spannungen in Frank- 
reich zwischen Franzosen und Nordafrikanem. Das ist 
zum Teil begründet in einer anderen Kultur, in einer 
fremden Kultur. 

Islam und Christentum: Ich glaube, wir haben die 
große Aufgabe, beide Kultiuen näher zusammenzu- 
bringen, uns mehr mit den anderen zu beschäftigen. 
Auch die anderen müssen sich mit uns beschäftigen, 
aber wir müssen natürlich auch jeweils die andere 
Kultur kennen, um Verständnis gewinnen und Tole- 
ranz praktizieren zu können. Deswegen glaube ich, 
daß gerade im kulturellen Bereich eine enge Zusam- 
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menarbeit, etwa auch im Rahmen des Europarates, 
zwischen den Ländern in Nordafrika, in Asien imd 
Europa dringend vonnöten ist. 

Der letzte Aspekt, der Sicherheitsaspekt: Ich glaube, 
die wichtigste Einheit im militärischen Sinn, die es 
heute in Europa nach Veränderung des sicherheits- 
politischen Pl^onds gibt, ist die 6. Flotte der Ameri- 
kaner im Mittelmeer. Wir sehen angesichts des Bal- 
kankonfliktes sehr deutlich, wie wehrlos wir im 
Grunde genommen sind, daß wir Europäer nicht in der 
Lage sind — und wahrscheinlich auch gar nicht in der 
Lage wären, selbst wenn wir es wollten — , in diesen 
Konflikt einzugreifen und ihn zu lösen. Das zeigt 
unsere ganze Schwäche auch in der Sicherheitspoli- 
tik. Wenn Sie sich einmal überlegen, daß es nicht 
immer so bleiben muß, wie es jetzt ist, daß die Staaten 
in Nordafrika etwa nicht das Potential haben, einen 
kriegerischen Konflikt mit europäischen Nachbarn zu 
riskieren! 

Wir sehen also: Wir sind schwach, und wir sind im 
Grunde genommen auf die 6. Flotte der Amerikaner 
angewiesen, um in diesem Raum überhaupt Stabilität 
sichern zu können. Deswegen sollten wir ims überle- 
gen, ob in diesem Raum nicht stärker als bisher 
gemeinscune Anstrengimgen imtemommen werden 
müssen. Wir haben, wie Sie wissen, eine neue Einrich- 
timg, nämlich das größer werdende deutsch- französi- 
sche Eurocorps. Man sollte überlegen, ob man nicht 
auch im Rahmen der WEU oder NATO im Mittelmeer- 
raum etwas Ähiüiches schaffen könnte, zumindest für 
den Bereich der Marine und der Luftwaffe; denn auf 
lange Sicht gesehen wird dieser Raum, glaube ich, 
immer ein Raum bleiben, der konfliktträchtig ist. Und 
es ist immer gut, wenn man darauf vorbereitet ist, 
drohende Konflikte entsprechend beantworten zu 
können. — Danke schön. 


Empfehlung 538 

betr. die Sicherheit im Mitteimeerraum 

Die Versammlimg 

i) im Bewußtsein dessen, daß es im ureigenen 
Interesse Westeuropas liegen muß, gleicherma- 
ßen gute Beziehimgen sowohl zu seinen östli- 
chen wie auch zu seinen südlichen Nachbarn zu 
pflegen; 

ii) sich dessen bewußt, daß günstige sozio- ökono- 
mische Verhältnisse imd demokratische Institu- 
tionen nicht nur die wichtigsten Faktoren für die 
Förderung der inneren Stabilität eines jeden 
Landes imd friedlicher internationaler Beziehim- 
gen sind, sondern auch zur Entfaltimg der Kultur 
imd der Traditionen eines jeden Volkes beitra- 
gen; 

iii) in der Erkenntnis, daß die Stabilität einer Region 
insgesamt zur Stärkimg der Homogenität der 
politischen Institutionen und der sozio- ökonomi- 
schen Systeme der Staaten dieser Region bei- 
trägt; 

iv) davon überzeugt, daß seine historischen Bezie- 
hungen Westeuropa eine besondere Verantwor- 


tung auferlegen, wirtschaftlichen imd sozialen 
Fortschritt sowie Frieden imd Sicherheit im Mit- 
telmeerraum zu fördern, wie auf dem Gipfeltref- 
fen der EG im Jahre 1992 in Lissäbon bekräf- 
tigt; 

V) sich dessen bewußt, daß es im gesamten südli- 
chen Mittelmeerraum wachsende Besorgnisse 
über die zunehmende Bedrohimg durch islami- 
sche fimdamentalistische Bewegimgen gibt, wo- 
bei in einigen dieser Staaten der Terrorismus die 
Stabilität der Gesellschaft gefährden kann; 

vi) im Bewußtsein dessen, daß Ägypten, obgleich 
kein Maghreb-Staat, viele der Besorgnisse der 
Maghreb-Staaten in bezug auf die Sicherheit 
teilt; 

vü) davon überzeugt, daß ein erfolgreicher Abschluß 
des Friedensprozesses für den Nahen Osten, der 
für Frieden imd Sicherheit im Mittelmeerraum 
insgesamt von entscheidender Bedeutung ist, 
auch zu einer stärkeren Verantwortimg Europas 
für die Förderung von wirtschaftlichem und 
sozialem Fortschritt sowie Frieden und Sicherheit 
in der Region führen wird; 

viii) in Kenntnis der Vorschläge für eine Konferenz für 
Sicherheit imd Zusammenarbeit im Mittelmeer- 
raum (KSZM), die sich dafür einsetz en würde, die 
Erfolge der KSZE in bezug auf Rüstungskontrolle 
imd -reduzierung, verstärkte Sicherheit durch 
vertrauensbildende Maßnahmen und Schutz der 
Menschen- und Minderheitenrechte noch zu 
steigern; 

ix) in der Erkenntnis, daß es gegenwärtig für West- 
europa keine mihtärische Bedrohung durch 
irgendeinen Staat im südlichen Mittelmeerraum 
gibt; 

x) jedoch davon überzeugt, daß sich das Risiko der 
Verbreitimg von Waffensystemen imd Technolo- 
gien, ganz gleich ob nuklearer, biologischer, 
chemischer oder konventioneller Art — falls es 
bestätigt wird — als schwerwiegende Bedrohimg 
für den Frieden und die Stabilität im Mittelmeer- 
raum herausstellen könnte; 

xi) davon überzeugt, daß die Zusammenarbeit zwi- 
schen Universitäten imd Institutionen an der 
Nord- imd an der Südküste des Mittelmeerraums 
im Forschungsbereich und bei der Untersuchung 
von Sicherheitsfragen zu einem besseren gegen- 
seitigen Verständnis führen könnte; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. seine Beschlüsse, einen stufenweisen und in 
Abschnitte gegliederten Sicherheitsdialog mit den 
Maghreb-Staaten einzuleiten, umzusetzen, wobei 
zunächst hierfür eine begrenzte Zahl von einzelnen 
Staaten des südlichen Mittelmeerraums in Frage 
käme, die zu einem späteren Zeitpunkt so erweitert 
werden körmte, daß alle Staaten der Region betei- 
ligt sind und es zu einer echten Zusammenarbeit in 
Sicherheitsfragen kommt; 

2. im Hinblick auf ein weltweites integriertes Sicher- 
heitskonzept sein Interesse an der Entwicklung, 
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dem Wohlstand und der Aufrechterhaltung von 
Frieden und Stabilität in den Ländern der südlichen 
Mittelmeerregion zu bestätigen; 

3. bilaterale militärische Ausbildungs- imd Aus- 
tauschprogramme zwischen seinen Mitgliedstaa- 
ten imd Staaten des südlichen Mittelmeerraums als 
einen ersten Schritt in Richtung auf ein System von 
vertrauensbildenden Maßnahmen zu fördern; 

4 . Anstrengrmgen seiner Mitglieder, sowohl bei ihren 
bilateralen Handelsbeziehungen wie auch bei 
internationalen Verhandlimgen zu fördern, die 
Verbreitxmg von Waffensystem, ganz gleich ob 
nuklearer, biologischer, chemischer oder konven- 
tioneller Art, die den Frieden imd die Stabilität in 
der Mittelmeerregion gefährden könnten, zu ver- 
hindern oder zumindest einzuschränken; 

5. sich zum Grundsatz einer KSZM (Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeer- 
raum) zu bekennen und ihre Einrichtung mit Nach- 
druck und Beharrlichkeit zu fordern; 

6. das WEU-Institut für Sicherheitsstudien zu ermuti- 
gen, regelmäßige Kontakte zu ähnlichen Institutio- 
nen im südlichen Mittelmeerraum aufrechtzuer- 
halten; 

7. wirksame Konsultationen mit den Gemeinschafts- 
einrichtungen und der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit (EPZ) abzuhalten, damit Maß- 
nahmen zur Gewährleistung der militärischen 
Sicherheit mit einer Strategie zur politischen und 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit in der Region 
koordiniert werden können. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache 

des luxemburgischen Vize-Premierministers, 
Außen- und Verteidigungsministers Poos 

(Themen: Neue Bedrohungen für die Sicherheit nach 
Ende des kalten Krieges — Krieg im ehemaligen 
Jugoslawien und die Rolle der Sicherheitsorganisatio- 
nen — neue Aufgaben der VN -Kooperation mit der 
NATO — Zusammenarbeit zwischen der WEU und 
den Ländern Mittel- und Osteuropas) 


Tagesordnungspunkt: 

Antrag auf Mißbilligung 
des 38. Jahresberichtes des Rates 

(Drucksache 1376) 
vorgelegt von 

Abgs. Pecriaux, Stoffelen, Soell und anderen 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Herr Präsident! In 
diesem Antrag, der eine Mißbilligung des Ministerrats 
enthält, wird versucht, die Summe der Erfahrungen 
darzulegen, die wir als Versammlung, als Präsidi- 
alausschuß, als Ständiger Ausschuß dieser Versamm- 
limg, aber auch als Plenum in den letzten Monaten 
gemacht haben. 


Ich will nicht auf die Einzelheiten eingehen, sondern 
nur betonen, daß in diesem Antrag — ich sage 
anschließend noch etwas zu der Art, in der wir ihn 
behandeln wollen; sicherlich wird der Vorsitzende des 
Politischen Ausschusses noch etwas sagen — noch 
einmal deutlich gemacht wird, daß die Versammlung 
der Westeuropäischen Union, wenn sie ihr Prestige 
und ihre internationale Rolle aufrechterhalten soll, 
insbesondere durch die Tatsache, daß sie die nationa- 
len Parlamente von 9 Mitgliedstaaten vertritt, die in 
ihrer parlamentarischen Tradition eine sehr strikte 
Kontrolle der Sicherheitspolitik im nationalen Rah- 
men vorzimehmen gewohnt sind, dieser Rolle nur 
durch eine enge Zusammenarbeit mit dem Ministerrat 
gerecht werden kann und daß diese enge Zusammen- 
arbeit in verschiedenen Bereichen in den letzten 
Monaten nicht in bisherigem Umfang gewährleistet 
war; dies vor dem Hintergrund ganz spezifischer 
Voraussetzungen, die die Rolle der Parlamentarischen 
Versammlung zusätzlich unterstreichen. 

Ich möchte noch einmal betonen: Es geht darum, den 
internationalen Rang dieser Versammlung zu be- 
haupten. Er ist einzigartig. Es gibt keine internatio- 
nale parlcimentarische Versammlung auf dem Gebiet 
der Sicherheit, die vom Vertrag her derartige Kontroll- 
und Initiativrechte hat. Weder das Europäische Parla- 
ment noch die NATO-Parlamentarierkonferenz, die 
kein Bestandteil eines Vertrages ist, hat diesen Rang. 
Es geht einzig imd allein um die Behauptung dieses 
Ranges und um die Erfüllung der Aufgaben, die vor 
uns stehen und die in der Zukunft eine noch größere 
Bedeutung haben werden. 

Da wir einen neuen Präsidenten gewählt haben und 
wir alle davon ausgehen, daß er mit äußerstem Nach- 
druck an diesem Rang der Versammlung festhalten 
wird, folgen wir seinem Rat und vertagen diesen 
Antrag, um ihm die Möglichkeit zu geben, gemeinsam 
mit dem Ministerrat und seinen Vertretern die künf- 
tige Zusammenarbeit zu erörtern und zu besseren 
Regelungen zu kommen, als wir sie in den letzten 
Monaten erlebt haben. Ich meine, daß wir diesem Rat 
folgen und ihm diese Möglichkeit gewähren sollten. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. (Beifall) 

Der Antrag wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 


Tagesordnungspunkt: 

Auslegung von Art. XII 
des geänderten Brüsseler Vertrages 

(Drucksache 1369) 

Berichterstatter: 

Abg. Charles Goerens (Luxemburg) 
Empfehlung 539 

betr. die Auslegung von Artikel XII 
des geänderten Brüsseler Vertrages 

Die Versammlung, 

i) in der Erwägung, daß der Rat bisher keine recht- 
lich imtermauerte Begründung für seinen Be- 
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Schluß vorgelegt hat, die Ansicht zu vertreten, 
die Hohen Vertragschließenden Teile der Pariser 
Protokolle vom 23. Oktober 1954 hätten das 
Recht, sich 1998 ihrer Verpflichtungen zu entle- 
digen; 

ii) imter Hinweis darauf, daß sich der Rat in seiner 
Antwort auf die schriftlichen Anfragen Nr. 306, 
309, 314 und 315 endlich bereit erklärt hat, 
den Standpunkt der Versammlimg hierzu zu prü- 
fen; 

iii) in der Erwägimg, daß die Zuständigkeit der Ver- 
sammlung wie der Regienmgen für die Auslegung 
der Protokolle vom 23. Oktober 1954 in Artikel IX 
des Geänderten Brüsseler Vertrages festgelegt 
ist; 

iv) unter Hinweis auf ihre Antwort auf die Empfeh- 
lung Nr. 372, in der sie an die von dem Rat 
gegenüber der Versammlung eingegangene Ver- 
pflichtimg eriimert, keine „wesentlichen Re- 
formen der WEU vorzunehmen, ohne sich zuvor 
mit der Versammlung darüber beraten zu ha- 
ben“; 

V) in der Erwägxmg, daß die Pariser Protokolle keine 
bloße Abänderung des Brüsseler Vertrages von 
1948 bedeuten, sondern einen neuen Vertrag 
konstituieren, 

1 . da sie sich auf neue Zielsetzungen beziehen, 

2. da sie das Fimdament einer europäischen 
Union büden, die zur Erweitenmg bestimmt ist 
und vöUig neue Mittel einsetzt, 

3. da die Pariser Verträge sich nicht auf das 
Protokoll Nr. I zur Ändenmg des Brüsseler 
Vertrages beschränken, sondern drei weitere 
Protokolle mit anderem Gegenstand enthal- 
ten, 

4. da sie eine neue Organisation ins Leben 
rufen, 

5. da sie erstmals die Parlamente der Hohen 
Vertragschließenden Teile an der Verwirkli- 
chung eines Bündnisses beteiligen; 

vi) in der Erwägung, daß die Hohen Vertragschlie- 
ßenden Teile bei der Unterzeichnung und der 
Ratifizierung der Pariser Verträge offensichtlich 
davon ausgingen, daß die wesenthchen Bestim- 
mungen dieser Verträge aufgrund von Artikel XII 
des neuen Vertrages ein halbes Jahrhundert lang 
in Krcdt bleiben sollten, 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

sich ihrer rechtlich begründeten Auslegimg von Arti- 
kel Xn des geänderten Brüsseler Vertrages anzu- 
schließen, wonach die Pariser Verträge von 1954 
einen neuen Vertrag konstituieren und sich entspre- 
chend zu verhalten. 


Tagesordnungspunkt: 

Europäische Sicherheitspolitik — Erwiderung 
auf den 38. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 1370) 

Berichterstatter: 

Abg. Jim Marshall (Großbritannien) 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Ich möchte zunächst 
einmal den Berichterstatter für diese sehr iimfassende 
und auch im Detail sehr reichhaltige Analyse der 
Lage, in der wir uns befinden, beglückwünschen. Es 
ist eine sehr komplexe Lage, die natürlich — das wird 
in dem Bericht betont — nicht nur neue Elemente 
enthält. Neu ist vor allen Dingen die Zusammenset- 
zung der verschiedenen Faktoren, aber auch die 
Tatsache, daß sie unmittelbar näher gerückt sind. Die 
Konflikte, die angesprochen werden, und die Art, in 
der die europäischen Institutionen diesen Konflik- 
ten gegenüberstehen, sind nach meiner Ansicht illu- 
sionslos richtig gekennzeichnet worden, insbeson- 
dere die Tatsache, daß in dem Moment, in dem 
Konflikte militärisch ausbrechen, die Politik zunächst 
am Ende ist, weil Gewalt eskaliert und Haßgefühle im 
Gnmde kaum mehr zurückgedämmt werden kön- 
nen. 

Auf der anderen Seite ist dieser Bericht sehr balan- 
ciert, weU in ihm davor gewarnt wird, gewissermaßen 
neue Ersatzfeinde außerhalb Europas aufzubauen 
und uns auf diese Weise in Sackgassen zu verren- 
nen. 

Die kritische Einstellung zum Waffenhandel wird 
hervorgehoben, insbesondere auch der europäische 
Anteü an dem zunehmenden Waffenhandel und die 
Absurdität, die darin besteht, daß wir auf der ei- 
nen Seite im Rahmen der KSE und auch der Pariser 
Charta Militärpotential abbauen, diesen Abbau sehr 
genau kontrollieren imd den jeweiligen Status des 
Abbaus verifizieren, andererseits durch Waffenex- 
port dazu beitragen, daß anderswo in der Welt Mili- 
tärpotential auf gebaut wird. Jedenfalls ist es ganz 
wichtig für unsere Versammlung, daß dieser Pxinkt 
nicht von der Tagesordnung verschwindet. Das gilt 
natürlich auch für die Tagesordnung der Europäi- 
schen Gemeinschaft und des Europäischen Parla- 
ments. 

Das ist auch Sache — ich betone das — der künftigen 
Westeuropäischen Rüstungsgruppe, in die die bishe- 
rige unabhängige Europäische Programmgruppe 
überführt wird. Hier ist es wichtig, auch bei Rüstungs- 
kooperationen von vornherein mitzuplanen, dciß man 
nicht, um Kosten entscheidend zu vermindern, darauf 
angewiesen ist, in großem Umfang zu exportieren; 
sonst stehen wir bei einer Reihe von Rüstungskoope- 
rationen, die große Waffensysteme betreffen, einfach 
vor dem inhärenten Zwang zu exportieren. Es würde 
in der öffentlichen Meimmg natürlich als eine Art von 
doppelten moralischen Standards angesehen, wenn 
die Europäer dauernd auf die Kontrolle der Waffen- 
proliferation in aller Welt schauen und durch die 
Hintertür, gewissermaßen gezwimgen, durch solche 
falsch angelegten Waffenkooperationen für den 
Export sorgen. 
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In dem Bericht wird gesagt, daß Europa den Preis für 
einen größeren Anteil an der transatlantischen Sicher- 
heit bezahlen muß. Dabei gehe ich davon aus, daß sich 
das nicht in höheren Rüstungskosten niederschlagen 
muß. Für die öffentliche Meinung ist es ja immer 
absurder, daß wir auf der einen Seite mit den neun 
WEU-Mitghedem jetzt 2 Millionen Soldaten unter 
Waffen haben und etwa 250 Milliarden DM pro Jahr 
ausgeben, auf der anderen Seite aber nicht in der Lage 
sind, 15 000 oder 20 000 Blauhelme für bestimmte 
Friedensmissionen im Nahbereich vorzusehen. Man 
muß deutlich machen, daß das künftig eine der 
Aufgaben sein wird. 

Es geht nicht an, daß durch den Zwang der Haushalte 
jetzt jede einzelne Regierung gewissermaßen für 
ihren eigenen Bereich Einsparungen vornimmt, das 
jedoch nicht international im Rahmen der WEU 
besprochen wird. Wir sollten in der Tat dem Minister- 
rat wie auch dieser Versammlung die Möglichkeit 
eröffnen, einmal die einzelnen Haushalte durchzu- 
deklinieren. Auch hier gibt der Bericht des Kollegen 
Marshall gute Hinweise, 

Der nächste Punkt: NPT-Regime. Wir wissen, daß in 
zwei Jahren die Möglichkeit besteht, den Nonprolife- 
rationsvertrag zu verlassen. Wir haben allen Anlaß, 
die Wirksamkeit dieses Regimes noch auszudehnen. 
Das bedeutet natürlich, daß die Nuklearmächte in 
dem Abrüstungsprozeß entscheidend weiterkommen 
müssen. Wir sollten auch auf europäischer Ebene, im 
Rahmen der WEU über die Bedeutung der Atomwaf- 
fen sprechen. Auch davon wird in dem Bericht gespro- 
chen. Das kann ich nur unterstützen. 

Ich will am Schluß noch etwas zu dem Thema gemein- 
same europäische Interessen sagen. Das ist eine sehr 
gute Formulierung: die Weiterentwicklung der natio- 
nalen Interessen und ihre Perzeption. Wir haben ja 
gesehen, zu welch irrtümlichen Schlüssen die einzel- 
nen Interessen gerade in aktuellen Krisen geführt 
haben. Es ist wirklich dringend erforderlich, zu einem 
gemeinsamen europäischen Interesse zu kommen. 
Dazu zählen die Institutionen, die wir im Rahmen der 
Westeuropäischen Union aufbauen. Dazu gehören 
aber auch, mindestens parallel, Ansätze einer euro- 
päischen Diplomatie, die Avir bisher so noch nicht 
haben. Wir haben die nationalen Diplomatien mit 
ihren einzelnen Perzeptionen, mit ihren spezi- 
fischen historischen Erfahrungen. Aber wir haben 
noch keine Ansätze einer gemeinsamen europäischen 
Diplomatie, die diesen Namen auch wirklich ver- 
dient. 

Wir haben auch noch nicht die Koordination mit der 
Außen-, Handels-, Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
Europäischen Gemeinschaft. Gerade wenn man an 
die Jugoslawien-Krise denkt — im Juni 1991 wurden 
etwa noch völlig falsche Signale nach Belgrad gege- 
ben, als nämlich von Brüssel die Bereitschaft erklärt 
wurde, Belgrad einen großen Kredit in Höhe von 
1,4 Milliarden ECU mit der Auflage zu geben, die 
jugoslawische Föderation im bisherigen Sinne zusam- 
menzuhalten. Damit wurden absolut kontraproduk- 
tive Signale an die Herren der alten kommunistischen 
Nomenklatura in Belgrad gesandt, die die Politik 
geführt haben, wie Avir sie nun alle kennen. Auch das 


gehört mit zu dem Rahmen, den Avir beschreiben 
müssen. 

Ich möchte dem Berichterstatter noch einmal herzli- 
chen Dank für das sagen, was er in seinem Bericht 
formuliert hat, und für die Resolution, der ich voll 
zustimme. (Beifall) 


Empfehlung 540 

betr. die europäische Sicherheitspolitik 
Erwiderung auf den 38* Jahresbericht des Rates 

Die Versammlung, 

i) sich dessen beAvußt, daß die Stabilität in Europa 
nicht dadurch verbessert Avurde, daß statt der 
früheren Gefahr eines massiven Angriffs des 
Warschauer Pakts jetzt das Risiko von Konflikten 
kleineren Ausmaßes besteht; 

ii) die Auffassung vertretend, daß angesichts dieser 
Lage alle bestehenden Sicherheitsorganisatio- 
nen zur Gewährleistung und Erhaltung von Frie- 
den und Sicherheit beitragen müssen; 

iii) in Anbetracht dessen, daß die westeuropäischen 
Staaten ihrer Verantwortung in bezug auf eine 
Reihe von Sicherheitsfragen, die für ihre nord- 
amerikanischen Verbündeten offensichtlich we- 
niger entscheidend sind, nachkommen müssen; 

iv) angesichts dessen, daß es neben den vom Euro- 
parat festgelegten Kriterien für die Anerkennung 
von neuen Staaten dringend notwendig ist, die 
Rechte der Völker auf Selbstbestimmung ge- 
nauer zu definieren; 

v) angesichts dessen, daß es ohne die enge Zusam- 
mencirbeit zAvischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft in bezug auf nach- 
richtendienstliche Erkenntnisse und Analyse 
einer gemeinsamen europäischen Außen- und 
Sicherheitspohtik an Wachsamkeit und Wirk- 
samkeit fehlen AAdirde; 

Ad) sich dessen beAvußt, daß die tiefgreifenden Ver- 
änderungen in Europa seit dem Ende des Kalten 
Krieges die Zuständigkeiten der Vereinigten 
Staaten und Europas in einem solchen Ausmaß 
berühren, daß die Umwandlung der alten trans- 
atlantischen Vereinbarung in eine neue Partner- 
schaft in Betracht gezogen werden sollte, da dies 
die bestehenden engen Beziehungen stärken 
und ihren Bestand in der Zukunft sichern 
könnte; 

Adi) sich dessen beAvußt, daß geostrategische Verän- 
derungen auch die Rolle der nuklearen Waffen 
bei der europäischen Sicherheit beeinflußt ha- 
ben; 

Adii) angesichts dessen, daß die Arbeit der militäri- 
schen Planungszelle der WEU von größter 
Bedeutung für die Vorbereitung aller operatio- 
nellen AktiAdtäten der WEU ist; 
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ix) in Anbetracht dessen, daß es für die Durchset- 
zung einer wirksamen europäischen Außen- imd 
Sicherheitspolitik ebenfalls entscheidend ist, daß 
die EG in Abstimmimg mit der WEU damit 
beginnt, Pläne für den Eventualfall im Hinblick 
auf Krisenbewältigung xmd Konfliktlösimg aus- 
zuarbeiten; 

x) imter Hinweis auf die bereits zum Thema der 
Konfliktverhütimg imd Friedenswiederherstel- 
limg im ehemaligen Jugoslawien verabschiede- 
ten Empfehlimgen; 

xi) in Anbetracht dessen, daß eine europäische 
Sicherheitspolitik folgendes beinhaltet: 

— Unterstützimg von mittel- imd osteuropäi- 
schen Staaten, die häufig keine Erfahrung mit 
der Demokratie haben, damit sie ihren Weg 
zu pluralistischen Gesellschaften finden; 

— finanzielle und wirtschaftliche Hilfe für Staa- 
ten, damit sie beim Übergang von einer Plan- 
zur Marktwirtschaft unterstützt werden; 

— kulturelle, bildungsbezogene und finanzielle 
Unterstützung, um den Staaten, Völkern und 
Minderheiten zu helfen, mit dem Kampf fertig 
zu werden, der durch das Wiederaufleben 
historischer Rivalitäten ausgelöst wurde, die 
bis vor kurzem durch aufgezwimgenen Kol- 
lektivismus unterdrückt wurden; 

xii) in Anbetracht dessen, daß diese Politik folgenden 
Zielen Priorität einräumen muß: 

— jeden grenzüberschreitenden Angriff eines 
europäischen Staates auf einen anderen zu 
verhindern und darauf hinzuarbeiten, daß 
gewährleistet wird, daß dieser Grundge- 
danke von allen europäischen Staaten akzep- 
tiert wird; 

— sicherzustellen, daß sich innerhalb von Staa- 
ten die verschiedenen ethnischen oder reli- 
giösen Gruppierungen gegenseitig tolerie- 
ren, die Minderheitenrechte geachtet werden 
imd sicherzustellen, daß im Falle eines Kon- 
fliktes in einem Staat die Nachbarstaaten 
nicht in diesen Konflikt hineingezogen wer- 
den; 

— sicherzustellen, daß Europa in der Lage ist, 
jeglicher Bedrohung seiner Sicherheit in ver- 
steckter oder offener Form von außerhalb 
Europas entgegenzutreten, und daß es ferner 
in der Lage ist, auf Krisen, Aggression und 
Waffenproliferation außerhalb Europas zu 
reagieren; 

— auf der Basis der Zusammenarbeit eine Struk- 
tur für Sicherheitsbande des Westens mit der 
früheren Sowjetunion zu schaffen; 

— die Demokratisierung in ganz Mittel- und 
Osteuropa und in den Republiken der frühe- 
ren Sowjetunion zu fördern und die Entwick- 
lung gemeinsamer liberaler und demokrati- 
scher Werte zu unterstützen; 


— zu versuchen, die Stabilität in Mittel- und 
Osteuropa durch umfangreiche wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit und ein umfangreiches 
System der Konfliktlösung, der Friedenser- 
haltung und möglicherweise der Friedens- 
schaffung sicherzustellen; 

— das Wiederaufleben von Nationalismus imter 
europäischen Streitkräften zu verhindern 
imd 

— enge Beziehungen zu den Vereinigten Staa- 
ten auf der Gnmdlage einer neuen Partner- 
schaft aufrechtzuerhalten, um gemeinsame 
wirtschaftliche, politische und sicherheitsre- 
levante Interessen zu verfolgen, 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. eine Untersuchung der Aspekte, die Bestandteil 
einer neuen atlantischen Partnerschaft sein sollten, 
einzuleiten; 

2. eine erneute Prüfung sowohl der Rolle der ameri- 
kanischen wie auch der europäischen Nuklearwaf- 
fen für die europäische Sicherheit in Verbindung 
mit einer gleichzeitigen erneuten Prüfung im Rah- 
men des Atlantischen Bündnisses vorzunehmen; 

3. der Ausarbeitung von Plänen für den Eventualfall 
im Hinblick auf Krisenbewältigung und Konfliktlö- 
sung und der Aufstellung von Streitkräften imter 
der Ägide der WEU Vorrang einzuräumen, wozu 
auch Entscheidungen in bezug auf die notwendi- 
gen Kommando-, Kontroll- und Kommunikations- 
einrichtungen gehören; 

4. als Angelegenheit von allergrößter Dringlichkeit 
sich damit zu befassen, wie sichergestellt werden 
kann, daß KSZE und WEU in der Lage sind, eine 
Ausbreitung des Balkankonflikts, insbesondere auf 
das Kosovo und die ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien zu verhindern; 

5. die Versammlung fortlaufend über Angelegenhei- 
ten, die sich aus den Ministertreffen und anderen 
Treffen ergeben, zu unterrichten, und zwar noch 
bevor er das Europäische Parlament unterrichtet. 


Mittwoch, 16. Juni 1993 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage im ehemaligen Jugoslawien 

(Drucksache 1379) 

B erichters tatter : 

Abg. Jacques Baumei (Frankreich) 
Empfehlung 541 

betr. die Lage im ehemaligen Jugoslawien 

Die Versammlung, 

i) angesichts dessen, daß das Fehlen einer wirk- 
samen internationalen Antwort als Entgegnung 
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auf die von den Serben weiter fortgesetzte 
Politik der „ethnischen Säuberung" den Präze- 
denzfall eines ungestraften Handelns geschaf- 
fen hat, der den Serben gestattet, ihre Aktionen 
weiter fortzusetzen und die kroatischen Streit- 
kräfte ermutigt, die gleiche Politik anzu wen- 
den; 

ü) in der Auffassimg, daß die Resolution des 
Sicherheitsrates, mit der die Entsendimg von 
Truppen zum Schutz der sechs Sicherheitszo- 
nen in Bosnien-Herzegowina gebilligt wurde, 
sowie die offensichtlich fehlende Bereitschaft 
imter den Mitgliedstaaten der Vereinten Natio- 
nen, die für die wirksame Durchsetzimg dieser 
Resolution erforderlichen zusätzlichen Truppen 
imd Ausstattimg bereitzustellen, wohl ein wei- 
teres Mal die Unfähigkeit der Staatengemein- 
schaft belegen, dem Konflikt im ehemaligen 
Jugoslawien ein Ende zu bereiten; 

iii) sich dessen bewußt, daß der defensive Luft- 
schutz der Blauhelme im bosnischen Hoheitsge- 
biet von der NATO unter der Kontrolle der 
Vereinten Nationen auf der Grundlage der 
bereits bestehenden Strukturen für die Überwa- 
chung des Luftraums gewährleistet werden 
muß; 

iv) in Anbetracht dessen, daß das Leben der Mit- 
glieder der Friedenstruppen (Blauhelme) in 
Bosnien nicht dadurch gefährdet werden darf, 
daß möghcherweise ihre Neutralität aufgrund 
von Luftangriffen auf Stellimgen der bosni- 
schen Serben oder eine Aufhebimg des VN- 
Waffenembargos in Frage gestellt werden 
könnte; 

v) in Anbetracht dessen, daß jeder Aktionsplan, 
der einerseits den Status quo akzeptiert, ein- 
schließlich der Gebietsgewinne der Serben, imd 
dem es andererseits nicht gehngt, Garantien für 
die Beendigimg der Praxis der „ethnischen 
Säuberung" und für den Schutz der moslemi- 
schen Bevölkerung in den Sicherheitszonen zu 
geben, keine gerechte imd ausgewogene 
Lösung für den Konflikt sein und eine Lage der 
ständigen Instabilität und Gewalt schaffen 
kann; 

vi) angesichts dessen, daß es trotz der Operation 
„Deny Flight" wohl zu etwa fünfhundert Ver- 
stößen durch kroatische und serbische Hub- 
schrauber gekommen ist, die Nachtflüge zum 
Transport von Gerät, Murütion, Nahrungsmit- 
teln und sogar Truppenverstärkungen zu den 
bosnischen Frontlinien unternommen haben; 

vü) in Anbetracht dessen, daß noch immer die 
ernsthafte Gefahr besteht, daß sich der gegen- 
wärtige Konflikt auf die frühere jugoslawische 
Republik Mazedonien und das Kosovo auswei- 
tet, wo schwer bewaffnete serbische Sicher- 
heitskräfte eine Bevölkerung kontrollieren, die 
zu mehr als zu 90 Prozent albanischer Abstam- 
mung ist, was zu einer weiteren Ausbreitung 
des Konfliktes führen körmte; 


viii) in Kenntnis dessen, daß die USA beschlossen 
haben, eine Truppe von dreihundert Mann in 
die frühere jugoslawische Republik Mazedo- 
nien zu entsenden, um eine Ausweitung des 
Konfliktes zu verhindern; 

ix) angesichts dessen, daß sowohl auf humanitäre 
Hilfskonvois wie auch auf UN-Truppen im ehe- 
maligen Jugoslawien zunehmend gezielte An- 
griffe durch die Kriegsparteien verübt wer- 
den; 

x) in Anbetracht dessen, daß die plötzliche Amts- 
enthebung von Dobrica Cosic, dem Präsidenten 
der Bundesrepublik Jugoslawien, die Mißhand- 
lung von Vuk Draskovic, dem Führer der Serbi- 
schen Emeuerungsbewegung (SPO), der wich- 
tigsten Oppositionspartei, und seine Festnahme 
zusammen mit seiner Frau und anderen Oppo- 
sitionspohtikem und Journalisten ein weiterer 
Beweis für den demokratiefeindlichen Charak- 
ter jener ist, die in Serbien-Montenegro an der 
Macht sind; 

xi) angesichts dessen, daß das Aktionsprogramm 
de-facto die territoriale Integrität und die Auf- 
rechterhaltung der Souveränität von Bosnien- 
Herzegowina beendet hat, wie von einigen 
angestrebt, unabhängig davon, was eine spä- 
tere konstitutionelle Ordnung vorsehen mag; 

xü) feststellend, daß die Weigerung der WEU-Staa- 
ten, irgendein fait accompli in Bosnien-Herze- 
gowina zu akzeptieren, der Tatsache gegen- 
übersteht, daß sie sich als unfähig erweisen, die 
Durchsetzung des Vance-Owen-Plans imd der 
einschlägigen Resolutionen der Vereinten Na- 
tionen sicherzustellen, einschließlich jener Re- 
solutionen, die den Rückzug der bosnischen 
Serben aus den von ihnen eroberten Gebieten 
fordern; 

xiii) ebenfalls in Anbetracht der offensichtlichen 
Resignation der Völkergemeinschaft angesichts 
dieser Situation; 

xiv) angesichts dessen, daß jeder neue Tag der 
Unentschlossenheit der Völkergemeinschaft 
eine erneute Ermunterung für die bosnischen 
Serben und Kroaten bedeutet, weitere Gebiets- 
erobenmgen zu machen; 

xv) davon überzeugt, daß trotz des stillschweigen- 
den Einverständnisses des Westens in bezug auf 
den sich entwickelnden Status quo in Bosnien- 
Herzegowina und insbesondere die auf Kosten 
der moslemischen Bevölkerung gehenden Ge- 
bietsgewinne, diese Gebietseroberungen un- 
weigerlich von der betroffenen Bevölkerung 
angefochten werden und daß dies dazu führen 
wird, daß im Herzen Europas eine ähnliche 
Situation wie in Palästina entstehen wird; 

xvi) in dem Wunsch, die Arbeitsverfahren der Ver- 
einten Nationen zu stärken und ein effizienteres 
Kommando für ihre Operationen zu schaffen; 

xvii) feststellend, daß die derzeit bestehenden unter- 
schiedlichen Auffassungen unter den westeuro- 
päischen Staaten und die Indifferenz der USA 
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große Hindernisse für eine baldige Lösung des 
Konfliktes sind; 

xviii) davon überzeugt, daß angesichts des anhalten- 
den Zögerns und der Verzögerung bei der 
Durchsetzxing des in Washington Unterzeichne- 
ten gemeinsamen Aktionsprogramms Wirt- 
schaftssanktionen derzeit der wichtigste An- 
satzpunkt für eine Beendigimg der Kämpfe zu 
sein scheinen; 

xix) feststellend, daß mit der im letzten April verab- 
schiedeten Resolution des Sicherheitsrates über 
die Verschärfimg von Wirtschaftssanktionen 
gegenüber Jugoslawien die Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen aufgefordert wurden, Maß- 
nahmen gegenüber Unternehmen zu ergreifen, 
die dafür bekaimt sind, daß sie im Auftrag 
Belgrads arbeiten; 

XX) in Anbetracht dessen, daß die Republik Serbien 
an ihren Grenzen zu Bosnien keine Stationie- 
rung von Oberwachimgspersonal der Vereinten 
Nationen akzeptiert, dessen Aufgabe es ist 
sicherzustellen, daß Serbien keinen Nachschub 
— außer Nahrungsmitteln imd medizinischer 
Versorgung — an die kämpfenden Serben in 
Bosnien liefert, 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die Aktionen der Vereinten Nationen, die jetzt in 
mehrere regionale Konflikte verwickelt sind, \md 
damit in eine schwerwiegende Zuständigkeitskrise 
geraten sind, zu imterstützen und zu verstärken; 

2. die xmeingeschränkte Anwendimg der vom Sicher- 
heitsrat am 4. Juni 1993 verabschiedeten Resolu- 
tion 836 über die Schaffung von Sicherheitszonen 
auf dem Hoheitsgebiet von Bosnien-Herzegowina 
sicherzustellen; 

3. insbesondere zu einer Koordinienmg imd Verstär- 
kxmg der Streitkräfte der WEU-Mitgliedstaaten 
beizutragen, die für die Durchsetzxmg der Resolu- 
tion 836 erforderlich sein können, imd in Erwägung 
zu ziehen, einige dieser Streitkräfte für die Unter- 
stützung der Truppen bereitzustellen, die für den 
Schutz der Sicherheitszonen zuständig sind; 

4. zur Verstärkxmg der Maßnahmen für die Durchset- 
zxmg der Wirtschaftssanktionen gegenüber Ser- 
bien und Montenegro \md zur Aufrechterhaltung 
des Waffenembargos in bezug auf alle kriegführen- 
den Parteien, einschließlich Kroatiens, beizutra- 
gen; 

5. alles in ihren Kräften Stehende zu imtemehmen, 
um die Ausweitimg des Konfliktes auf die Wojwo- 
dina \md das Kosovo zu verhindern; 

6. Vorkehrungen für die Entsendimg von WEU- 
Einheiten in die ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien zu treffen, um die Stabilität \md 
Sicherheit in dieser Region des Balkans zu gewähr- 
leisten; 

7. die Operationellen Strukturen \md Vorkehrungen 
der WEU zu stärken, damit sie unter der Ägide der 
Vereinten Nationen \md — falls notwendig — in 
Absprache mit der NATO eine wesentliche Rolle 


bei der Verhütung zukünftiger Krisen übernehmen 
kaim. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des italienischen Außenministers 
und amtierenden Ratsvorsitzenden Andreatta 

(Themen: Entwicklung der WEU im Rahmen der 
Beschlüsse von Maastricht und Petersberg — Auswir- 
kungen des Umzuges des WEU -Sekretariats nach 
Brüssel — Rolle der WEU bei der Embargoüberwa- 
chung im Krieg in Jugoslawien — Zusammenarbeit 
europäischer und internationaler Sicherheitsorgani- 
sationen) 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des italienischen Verteidigungs* 
ministers Fabbri 

(Themen: Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
nach Maastricht — Intensivierung des Dialoges mit 
der NATO — Schaffung einer europäischen militäri- 
schen Dimension — Neustrukturierung nationaler 
Verteidigungshaushalte) 


Tagesordnungspunkt; 

Die Operationen der Vereinten Nationen — 
Zusammenarbeit mit der WEU 

(Drucksache 1366) 

Berichterstatterin; 

Abg, Elisabeth Baarveld-Schlaman (Niederlande) 

Robert Antretter (SPD): Herr Präsident! Dank imd 
Glückwunsch an unsere Kollegin Baarveld-Schlaman 
für einen ebenso informativen wie klare Aussagen 
enthaltenden Bericht, aber auch für Empfehlungen, 
die auf Konsens bedacht sind und deshalb als reali- 
stisch anzusehen sind. 

Auch einige Jahre nach dem Zusammenbruch der 
stalinistischen Parteidiktaturen haben sich die Hoff- 
nungen auf eine friedlichere Zukunft in Europa und in 
der Welt ja nicht erfüllt. Der Krieg ist nach Europa 
zurückgekehrt, und unbeeindruckt von Drohungen 
und Sanktionen der internationalen Staatengemein- 
schaft haben die Aggressoren ihren Vormarsch fortge- 
setzt, um international anerkaimte Grenzen mit Terror 
und Vemichtungsfeldzügen zu verändern. Aber auch 
in der südlichen Hemisphäre scheint nach dem Rück- 
zug der Supermächte ein Machtvakuum entstanden 
zu sein, in dem alte Clan- und Stammesrivalitäten 
wieder aufbrechen und immer mehr Staaten in einem 
Strudel von Haß und Gewalt versinken. Die Tragödien 
in Kambodscha, Somalia, Angola und Liberia sind 
dabei ernste Anzeichen dafür, daß internationale 
Befriedxmgsaktionen bei der Eindämmimg ethno- 
nationaler Konflikte an ihre Grenzen stoßen. Wie es 
scheint, ist die UNO mit ihren rechtlichen \md fakti- 
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sehen Möglichkeiten bei der friedlichen Lösung von 
innerstaatlichen Konflikten überfordert, nicht zuletzt 
auch deshalb, weil die EG die Lösung des Konfliktes in 
Ex- Jugoslawien allzu leichtfertig auf die UNO ver- 
schoben hat. 

Mit dem Bericht „Agenda für den Frieden" hat Gene- 
ralsekretär Boutros Ghali auf gezeigt, wie das Instru- 
mentariinn der UNO reformiert werden müßte, um die 
seit Jahren erkannten Anforderungen an eine präven- 
tive, konflikteindämmende Diplomatie und ein akti- 
ves Krisenmanagement dmch die UNO endlich in die 
Tat mnzusetzen. Mit einer graduellen Fortentwick- 
lung der bestehenden Institutionen imd der dem 
Weltsicherheitsrat zur Verfügung stehenden Instru- 
mentarien ist es dabei nicht getan. Wir benötigen 
endlich eine Art lückenlose Eskalationsleiter der kol- 
lektiven Sicherheit, die lokalen Aggressoren und 
Kriegstreibern verdeutlicht, daß ihre Politik der 
Gewalt von der internationalen Staatengemeinschaft 
nicht xmbeantwortet bleibt. Dies setzt voraus, daß wir 
— von der Entsendung von Fact-Finding-Missionen in 
Krisengebiete über internationale Garantien des Min- 
derheitenschutzes, die Stationierung von Peace-Kee- 
ping-Streitkräften und die Verhängung von wirt- 
schaftlichen Sanktionen bis hin zu friedenserzwin- 
genden militärischen Einsätzen — potentielle Aggres- 
soren von einer Eskalation der Gewalt abschrecken 
müssen. Gerade daran mangelt es jedoch, wie der 
Verlauf des Konflikts in Bosnien-Herzegowina zeigt. 
Auf Friedensbeteuerungen folgten immer wieder 
begrenzte Aggressionen, die die EG und auch der 
UNO-Weltsicherheitsrat allen verbalen Kraftakten 
Zinn Trotz ignorierten. 

Ich denke, unsere Organisation und die EG müssen 
sich deshalb den neuen sicherheitspolitischen Her- 
ausforderungen anpassen. Zu den schlimmsten Erfah- 
rungen des Konflikts in Jugoslawien gehört wohl, daß 
es der serbischen Führung gelungen ist, die in der EG 
imd der WEU zusammengeschlossenen Staaten aus- 
einanderzudividieren. Deswegen führt kein Weg 
daran vorbei: Überall dort, wo imsere wesentiiehen 
gemeinsamen Sicherheitsinteressen auf dem Spiel 
stehen — der Konflikt in Ex- Jugoslawien ist dafür ja 
ein eindrucksvolles Beispiel — , müssen wir bei der 
Festlegrmg von gemeinsamen Aktionen unserer Staa- 
tengemeinschaft mehrheitlich abstimmen. Wie sollen 
wir zu einem mehrheitlich beschlossenen Sanktions- 
instrumentarium in der KSZE gelangen, wenn wir in 
der EG ein Vetorecht der Mitgliedstaaten beibehal- 
ten? 

Weiterhin ist es erforderlich, daß wir in den Gremien 
der UNO, insbesondere im Sicherheitsrat, mit einer 
Stimme sprechen und unseren gemeinsamen Stand- 
punkt vertreten. Es darf nicht der Eindruck entstehen, 
als ob die UNO von den USA dominiert würde imd in 
eine Art Lähmimg verfiele, wenn die amerikanische 
Administration unfähig erscheint, eine einheitliche 
Linie festzulegen. Wir sollten die von den USA gege- 
bene Anregung, Deutschland und Japan in den Kreis 
der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates aufzu- 
nehmen, zum Anlaß nehmen, darüber nachzudenken, 
ob die EG oder die WEU künftig ein Mandat für die 
europäischen ständigen Mitglieder des Sicherheitsra- 
tes festlegen sollte. 


Ferner stimme ich der in dem Bericht aufgeführten 
Forderung zu, daß die nülitärische Planungszelle der 
WEU Mittel und Wege prüfen soll, wie sie enger mit 
den verantwortlichen Gremien der UNO Zusammen- 
arbeiten kann. Sinnvoll erschiene es nür in diesem 
Zusammenhang, wenn unser Satellitenauswertungs- 
zentrum in Torrejon zu gegebener Zeit seine Erkennt- 
nisse dem Sicherheitsrat mit teilen würde. 

Bei den vielen sinnvollen Anregungen, die der Bericht 
enthält, würde ich vorschlagen, daß wir ims auch 
damit befassen, wie wir bei der Konferenz für Abrü- 
stung der UNO einen gemeinsamen Standpunkt ein- 
bringen könnten. Ich denke, daß es nach dem erfolg- 
reichen Abschluß des Abkommens zur Ächtung der 
chemischen Waffen jetzt an der Zeit wäre, im globalen 
Rahmen der UNO eine gemeinsame Politik zum Stopp 
der Kernwaffenversuche und zur Eindämmung der 
Weiterverbreitung von Massenvemichtungsmitteln 
und ihren Trägersystemen zu verfolgen. Eine präven- 
tive Konfliktverhütungspolitik setzt voraus, daß wir 
die ungezügelte Weiterverbreitimg von Kriegsmate- 
rial kontrollieren. Dafür ist die bei der UNO angesie- 
delte Konferenz für Abrüstung sicherlich der geeig- 
nete Rahmen. 

Herr Präsident, die gestern vom SIPRI vorgelegten 
Daten belegen die beunruhigende Tatsache, daß die 
Zahl der inner- und zwischenstaatlichen Konflikte seit 
dem Ende des Kalten Krieges bedrohlich zugenom- 
men hat. Die Verteilung der Friedensdividende steht 
noch aus. Wir sollten deshalb rasch ernst machen mit 
weiteren gemeinsamen Schritten zur Abrüstung, wie 
sie in dieser Empfehlung vorgeschlagen werden. — 
Vielen Dank. (Beifall) 


Empfehlung 542 

betr. die Operationen der Vereinten Nationen — 
Zusammenarbeit mit der WEU 

Die Versammlung, 

i) entschlossen, die Autorität der Organisation der 
Vereinten Nationen aufrechtzuerhalten und Be- 
mühungen, diese Autorität noch zu stärken, zu 
imterstützen; 

ii) daher mit Genugtuung über die Absicht des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen, die 
Arbeit der Vereinten Nationen zu verbessern und 
generell die in der „Agenda für den Frieden" 
zum Ausdruck gebrachten Gedanken befürwor- 
tend; 

iii) mit nachdrücklicher Unterstützung für die Ein- 
richtung eines militärischen Planungsstabs der 
Vereinten Nationen zusammen mit einem 
24 Stimden besetzten Lagezentrum und ange- 
messenen Ausbildungs-, Logistik-, Transport-, 
Kommunikations- imd nachrichtendienstlichen 
Einrichtungen, die die Vereinten Nationen in die 
Lage versetzen können, bei der Leitung der 
eigenen Operationen ihrer Rolle sachgerecht 
nachzukommen; 

iv) erfreut darüber, daß derzeit verstärkte Beziehun- 
gen zwischen der Westeuropäischen Union und 
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den Vereinten Nationen festzustellen sind und 
daß die Präsidentschaft des WEU-Rates eine 
Reihe dementsprechender Initiativen ergriffen 
hat; 

v) davon überzeugt, daß das von den Staaten, die 
die Vereinten Nationen traditionellerweise un- 
terstützt haben, gezeigte Beispiele nützlich sein 
könnte für die zukünftige Leitung von UN- 
Operationen und mit großer Anerkennung für 
jene Regierungen, die Streitkräfte für UN-, 
NATO- und WEU- Operationen zur Verfügung 
gestellt haben und für jene Frauen und Männer, 
die in diesen Streitkräften ihren Dienst verrich- 
ten, oftmals unter schwierigen, widrigen und 
entmutigenden Bedingimgen auf See, zu Lande 
imd in der Luft; 

vi) davon überzeugt, daß es sich lohnt, die von der 
WEU im Verlaufe von Operationen sowohl wäh- 
rend des Golfkrieges als auch jetzt in Verbindung 
mit dem Krieg im ehemaligen Jugoslawien 
gemachten Erfahrungen mit den Vereinten 
Nationen zu teilen und daß es zwischen den 
beiden Organisationen viele Parallelen gibt, die 
von beiderseitigem Nutzen sein könnten; 

vii) die Auffassung vertretend, daß die Frage, ob die 
WEU als regionale Organisation gemäß den 
Ausführungen der UN Charter angesehen wer- 
den kann oder nicht, eingehend erörtert werden 
sollte imd die Auffassimg vertretend, daß die 
WEU generell nur unter der Ägide eines UN- 
Mandats gemäß Artikel VIII des Geänderten 
Brüsseler Vertrags tätig werden sollte; 

viii) in Anerkennimg dessen, daß Sanktionen eine 
Alternative zum Krieg sein können imd davon 
überzeugt, daß solche Sanktionen, sobald sie von 
den Vereinten Nationen gebilligt wurden, durch- 
gesetzt werden müssen imd daher mit der Auf- 
forderung an den Ministerrat und an die nationa- 
len Regierungen, die ihnen vorliegenden Be- 
weise über schwere Verstöße gegen die Sanktio- 
nen zu veröffentlichen; 

ix) in dem Bestreben, Unterstützung in den nationa- 
len Parlamenten herbeizuführen, um sicherzu- 
stellen, daß die Verteidigungshaushalte so neu- 
strukturiert werden, daß sie die Notwendigkeit 
der Beteiligung an UN-Operationen berücksich- 
tigen; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1 . das Thema der Beteiligung von Mitgliedstaaten an 
UN-Operationen unverzüglich und in regelmäßi- 
gen Abständen auf seine Tagesordnung und auf 
die der Stabsschefs aus der Gruppe der Vertreter 
der Verteidigungsministerien, der PlanungszeUe, 
des Generalsekretariats und seiner verschiedenen 
Arbeitsgruppen zu setzen und die Versammlung 
darüber auf dem laufenden zu halten; 

2. die mögliche Beteiligung der WEU an UN-Opera- 
tionen mit angemessener WEU-Koordinienmg zu 
prüfen; 


3. parallel zur Versammlung eine eingehende Unter- 
suchung darüber einzuleiten, welche Vorteile und 
welche Nachteile es hätte, wenn man die WEU zu 
einer regionalen Organisation im Sirme der UN- 
Charta erklären würde und zu bekräftigen, daß die 
WEU den Grundsatz eines möglichen Tätigwer- 
dens unter der Ägide und zur Unterstützung der 
Vereinten Nationen gemäß Artikel VIII des Geän- 
derten Brüsseler Vertrags akzeptiert; 

4 . Arbeitsbeziehungen zum Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen herzustellen und dabei die guten 
Dienste der amtierenden WEU-Präsidentschaft 
und jene des Generalsekretärs der WEU und seiner 
Mitarbeiter zu nutzen und die Planungszelle anzu- 
weisen, dem Militärberater des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen in New York beratend zur 
Seite zu stehen, insbesondere im Hinblick darauf, 
die Schaffung einer ähnlichen PlanungszeUe für 
die Vereinten Nationen zu unterstützen; 

5. die PlanungszeUe der WEU anzuweisen, Mittel und 
Wege zu prüfen, mit denen die Regierungen der 
WEU Mitgliedstaaten die Vereinten Nationen in 
bezug auf: 

— logistische Zusammenarbeit und Beschaffung, 
— Transportkonzentration, 

— Kommunikationseinrichtungen, 

— nachrichtendienstliche Erkenntnisse, 

— Kommando und KontroUe der Operationen, 

— Ausarbeitung von Einsatzrichtlinien, 

— Koordinierung der Ausbüdung 
unterstützen könnten. 


Entschließung 89 

betr. die Operationen der Vereinten Nationen — 
die Zusammenarbeit mit der WEU 

Die Versammlung, 

fordert die Parlamente der MitgUedstaaten, der asso- 
ziierten Staaten und der Beobachterstaaten auf, die 
Vereinten Nationen und die in der „Agenda für den 
Frieden" zum Ausdruck gebrachten genereUen Über- 
legungen zu unterstützen. 


Richtlinie 88 

betr. die Operationen der Vereinten Nationen — 
die Zusammenarbeit mit der WEU 

Die Versammlung, 

fordert ihren Präsidenten auf, den Generalsekretär 
der Vereinten Nationen einzuladen, auf der nächsten 
Plenartagimg der Versammlung der WEU zu spre- 
chen. 
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Tagesordnungspunkt: 

WEU-Initiativen auf der Donau und 
in der Adria 

Erwiderung aui den 38. Jahresbericht 
des Rates 

(Drucksache 1367 rev.) 

Berichterstatter: 

Abg. Günter Marten (Deutschland) und 

Abg, Sir Keith Speed (Großbritannien) 

Heinz-Alfred Steiner (SPD): Herr Präsident! Sehr ver- 
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Auch ich möchte 
mich bei den Berichterstattern für diesen aktuellen 
Bericht bedanken, der deutlich macht, daß es nicht 
einfach ist, ein Embargo durchzusetzen. 

Ich bin auch dafür dankbar, daß die Beschlußempfeh- 
lungen jetzt hinsichtlich der Veröffentlichungen der 
noch festzustellenden Verstöße gegen das Embargo 
ergänzt werden. 

Ich möchte über das bereits Gesagte hinaus noch zwei 
Teilaspekte in diese Debatte einbringen imd dazu 
einige Anmerkungen machen. 

Für mich persönlich ist es frustrierend xmd auch etwas 
beschämend, feststellen zu müssen, wie wenig wirk- 
sam das Embargo lange Zeit dem abscheulichen, weil 
menschenverachtenden Treiben in Bosnien-Herzego- 
wina hat Einhalt gebieten können. Die Sanktionen 
konnten lange Zeit nicht wirksam sein, weil sie in der 
Vergangenheit ständig mißachtet wurden, imd zwar 
von üblen Geschäftemachern, denen jedes Mittel 
recht zu sein scheint, zu schmutzigen Gewinnen zu 
kommen. Wenn heute auch deutlich geworden ist, daß 
die Zahl der Verstöße gegen das Embargo erheblich 
reduziert werden konnte, so ist doch zu konstatieren 
— das ist hier auch gesagt worden — , daß es noch eine 
erhebliche Zahl von festgestellten Verstößen in jüng- 
ster Vergangenheit gegeben hat. Das zeigt, wie skru- 
pellos nach wie vor versucht wird, an den Massenmor- 
den in Rest- Jugoslawien zu verdienen. 

Am Beispiel dieser von den Vereinten Nationen 
beschlossenen Embargo-Maßnahme ist besonders 
deutlich geworden, daß die gewünschte Wirkimg 
eines solchen Embargos nur dann eintreten kann, 
wenn das Embargo auch lückenlos durchgesetzt wer- 
den kann. Es bleibt zu hoffen, daß die jetzt vertraglich 
vereinbarte Unters tützimg dazu führt, die Kontrolle 
auf der Donau so zu verschärfen, daß die verbotenen 
Güter nicht mehr das Kriegsgebiet erreichen oder die 
Kriegführenden imterstützen. 

Leider kommen diese Vereinbarungen recht spät; für 
viele, die in diesem schmutzigen Krieg bereits gestor- 
ben sind, aus meiner Sicht zu spät. Ich glaube, es war 
auch blauäugig, zu glauben — wir haben in dieser 
Versammlimg häufig darauf hingewiesen — , daß es 
allein ausreicht, solch ein Embargo zu beschließen. 
Wir haben immer wieder gesagt: Wenn man sich für 
solche Maßnahmen entscheidet, dann muß man auch 
gleich das Management bereitstellen, um eine solche 
Maßnahme durchsetzen zu können, imd zwar rigoros. 
Auch der Kollege Baumei hat heute morgen in ein- 
drucksvoller Weise darauf hingewiesen. 


Dazu gehört nicht nur, ein Instrumentarium und ein 
Management zur Verfügung zu stellen. Dazu gehört 
natürlich auch die uneingeschränkte Bereitschaft der 
Handelnden, dieses Embargo dann zur Durchführung 
zu bringen. Das sind im wesentlichen natürlich auch 
die Anrainerstaaten der Donau. 

Wir alle wissen, in welcher schwierigen wirtschaftli- 
chen Situation sich die Anrainerstaaten eh schon 
befunden haben und daß sie in ihrer wirtschaftlichen 
Situation dadurch, daß sie jetzt gehalten sind, die 
Embargo-Maßnahmen durchzusetzen, noch weiter 
beeinträchtigt werden. Ich habe im Verteidigungsaus- 
schuß bereits auf diese Situation hingewiesen. 

Das heißt: Es muß die Bereitschaft vorhanden sein, 
diese Länder psychologisch zu stärken. Dazu gehört 
natürlich auch, daß man ihnen sagen muß, daß die 
zusätzlichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die mit 
ihrem Einsatz verbunden sind, dann abgemildert 
werden. 

Es reicht meines Erachtens nicht aus, wenn wir den 
Hinweis in unsere Beschlußempfehlung aufnehmen, 
die Vereinten Nationen mögen sich mit dieser Thema- 
tik befassen und überlegen, wie man diesen Staaten 
helfen kann. Es ist vielmehr auch ein europäisches 
Problem, das xmsere — europäische — Verpflichtimg 
enthält, im Rahmen imserer Möglichkeiten zu helfen. 
Ich hätte es gerne gesehen, wenn wir ims dazu 
durchgerungen hätten, die Europäische Gemein- 
schaft aufzufordem, im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten diese notwendige Unterstützung zu gewährlei- 
sten. 

Ich hoffe nur, daß es künftig zu besseren konzeptio- 
nellen Vorüberlegimgen kommt, die abgestimmt sind, 
wenn es darum geht, ein Embargo durchzuführen, 
bevor man es beschließt. Ich hoffe allerdings auch, daß 
es jetzt greift, daß es jetzt wirksam wird imd daß alle, 
die sich heute für weitergehende Maßnahmen ausge- 
sprochen haben, dann auch bereit sind, die nötige 
Unterstützimg ohne den, ich möchte sagen, deutlich 
gewordenen Egoismus zustande zu bringen. Ich 
glaube, das ist wirklich das Signal, das wir in dieser 
Versammlung geben können imd auch geben müs- 
sen. — Vielen Dank. (Beifall) 

Günter Marten (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Sir Keith Speed und ich hatten 
den Auftrag, eine von den Mitgüedem der WEU dem 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen vorzulegende 
Entschließung auszuarbeiten, die das Ziel verfolgt, 
das gegenwärtige Embargo so zu verschärfen, daß es 
in seiner Wirksamkeit zumindest dem 1990, 1991 über 
den Irak verhängten Embargo entspricht und insbe- 
sondere das Problem der Transitfrachten und auch die 
Schwierigkeiten des Donau- Übereinkommens be- 
rücksichtigt, sowie Beweise für alle schwerwiegenden 
Verstöße gegen das Embargo frühestmöglich vorzule- 
gen. Das ist mit dem Bericht geschehen. 

Auf Gnmd des Zeitmangels und mit Rücksicht auf den 
Berichterstatter, der nach dieser Debatte zu Wort 
kommt, möchte ich mich ganz kurz fassen und nur zu 
zwei, drei Punkten Stellung nehmen, die besonders 
angesprochen worden sind. 
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Die Sanktionen — da sind wir uns, glaube ich, alle 
einig — müssen auf mehreren Schultern getragen 
werden, auch auf den Schultern von Ländern, die 
heute noch gar nicht genannt worden sind, z. B, reiche 
Länder wie Japan und USA. Da stimme ich Herrn 
Philipov imd auch anderen Rednern zu, die dazu 
etwas gesagt haben. Das ist sicherlich auch die 
Meinung des Berichterstatters Sir Keith Speed. 

Wir haben von Herrn Steiner gehört, daß eine lücken- 
lose Durchsetzung dieses Embargos notwendig ist. 
Mein Kollege Steiner hat das sehr ausführlich darge- 
stellt; ich kann das nur unterstreichen. 

Wir haben bei imseren Besuchen in Rumänien gese- 
hen, daß man dort ehrlich versucht, dieses Embargo 
mit Hilfe anderer Länder durchzusetzen. Für diese 
Initiative möchte ich dem Vertreter von Rumänien, 
Herrn Diaconescu, meinen Glückwunsch ausspre- 
chen. Wir sind bei den Besuchen in Rumänien hervor- 
ragend informiert worden. Die Vertreter der Regie- 
rung und auch die uns begleitenden Offiziere haben 
uns bereitwnllig alle Informationen gegeben, die wir 
brauchten. Somit hat Rumänien in meinen Augen 
bewiesen, daß es für die Zukunft sicherlich ein verläß- 
licher Partner in unserer Versammlung ist. 

Insgesamt, meine Damen und Herren, wünsche ich 
mir, daß der Bericht von Sir Keith Speed und mir von 
Ihnen einvemehmlich gebilligt wird, damit über die 
Verschärfimg des Embargos das Vergewaltigen, das 
Massakrieren, das Morden und Töten im ehemaligen 
Jugoslawien aufhört. — Ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit. — (Beifall) 


Empfehlung 543 

betr. WEU-Initiativen auf der Donau und 
in der Adria 

Erwiderung auf den 38. Jahresbericht 
des Rates 

Die Versammlung, 

i) imter Hinweis auf die Empfehlungen 506, 512, 
519, 525, 530 imd 531 und insbesondere die 
Empfehlungen: 

a) eine von den Mitgliedern der WEU dem 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen vorzu- 
legende Entschließung auszuarbeiten, die das 
Ziel verfolgt, das gegenwärtige Embargo so zu 
verschärfen, daß es in seiner Wirksamkeit 
zumindest dem 1990/91 über den Irak ver- 
hängten Embargo entspricht und insbeson- 
dere das Problem der Transitfrachten und 
auch die Schwierigkeiten des Donauüberein- 
kommens berücksichtigt sowie Beweise über 
alle schwerwiegenden Verstöße gegen das 
Embargo frühstmöglich vorzulegen; 

b) ihr für die Mitgliedstaaten der WEU abgege- 
benes Versprechen zu erfüllen, „den Regie- 
nmgen der Donau- Anrainerstaaten Sachver- 
stand, technische Unterstützung und Ausstat- 
tung anzubieten, damit sie die Benutzung der 
Donau zur Umgehung oder Nichtbeachtung 
der mit der Resolution 713 des Sicherheitsra- 
tes der Vereinten Nationen verhängten Sank- 


tionen verhindern können“ und insbesondere 
auf das rumänische Hüfs ersuchen zu reagie- 
ren; 

c) in enger Abstimmimg mit den NATO-Stellen 
die Operationen in der Adriaregion auf See 
und in der Luft zu rationalisieren, damit 
gemeinsame Streitkräfte unter kostengünsti- 
gen Aspekten gebüdet werden können; 

ü) darüber erfreut, daß die WEU Vereinbarungen 
mit Bulgarien, Ungarn rmd Rumänien zur Unter- 
stützung der Überwachung der Donau rmter- 
zeichnet hat imd darüber, daß diese Operationen 
bereits eine abschreckende Wirkung auf diejeni- 
gen haben, die möglicherweise versucht sein 
könnten, die Sanktionen zu verletzen; 

iii) darüber erfreut, daß WEU und NATO vereinbart 
haben, gemeinsame militärische Streitkräfte für 
Operationen in der Adria aufzustellen („Opera- 
tion SHARP GUARD") mit einer gemeinsamen 
Kommandostelle in Neapel; 

iv) darüber erfreut, daß alle Mitgliedstaaten auf die 
eine oder andere Art und Weise die Operationen 
in der Adria, auf der Donau oder in Bosnien- 
Herzegowina, Kroatien imd Slowenien, denen 
ein VN- Mandat zugrunde liegt, voll unterstützen 
und unter Hinweis darauf, daß solche Aktionen 
bereits ein Symbol der europäischen Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich 
sind; 

v) darüber erfreut, daß die griechische Regierung 
die Anwendimg der Sanktionen, denen ein VN- 
Mandat zugrunde liegt, noch nachdrücklicher 
ermutigt hat; 

vi) in Anbetracht dessen, daß die mit Bulgarien, 
Ungarn und Rumänien Unterzeichneten Verein- 
barungen ein konkreter Beweis der guten imd 
praktischen Beziehimgen im WEU-Konsulta- 
tionsforum sind; 

vii) mit Freude über die jüngsten Kontakte zwischen 
der WEU sowie Rußland imd der Ukraine über 
die Anwendimg des VN-Embargos; 

viii) davon überzeugt, daß der Rat ein spezielles 
Übimgsprogramm einleiten sollte, damit die jetzt 
der WEU unterstellten Streitkräfte regelmäßig 
gemeinsame Übungen auf allen Ebenen durch- 
führen können und darüber hinaus mit dem 
Vorschlag, daß der ideale Zeitpunkt für die 
Einleitimg eines derartigen Programms die 
bevorstehende Übung „ARDENTE 93" in Italien 
wäre; 

ix) den Rat imd die Präsidentschaft zu ihren Initiati- 
ven beglückwünschend, 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die Versammlung über den Inhalt der mit Bulga- 
rien, Ungarn und Rumänien Unterzeichneten Ver- 
einbarimgen zu imterrichten und insbesondere alle 
Sicherheitsgarantien, die in bezug auf eines dieser 
Länder oder alle abgegeben wurden, ausführlich 
zu erläutern; 
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2. sicherzustellen, daß die längerfristigen politischen 
Auswirkungen der Beteiligung der AA^U an Ope- 
rationen auf der Donau und in der Adria umfassend 
untersucht und in ihrer Bedeutung erkaimt wer- 
den; 

3. zusammen mit den griechischen Behörden zu 
untersuchen, wie diese dabei unterstützt werden 
können, die imeingeschränkte und unmißver- 
ständliche Einhaltung aller VN-Sanktionen zu 
gewährleisten — auch insoweit, daß die Mitglied- 
staaten auf gef ordert werden können, die Zollbe- 
hörden und/oder Polizeikräfte bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen; 

4 . die russischen Behörden zu ermutigen, ihr Angebot 
der Mithilfe daran, daß die uneingeschränkte 
Durchsetzung alle Embargomaßnahmen an der 
Grenze zwischen Serbien und Bosnien-Herzego- 
wina sichergestellt wird, in die Praxis umzuset- 
zen,- 

5. die zu den ukrainischen Behörden hergestellte 
Verbindung weiter auszubauen mit dem Ziel, 
eventuell eine Vereinbarung zu imterzeichnen, 
welche vorsieht, daß die WEU der Ukraine techni- 
sche Unterstützung zur Verfügung stellt, damit die 
VN-Sanktionen uneingeschränkt durchgesetzt 
werden können; 

6. die Vereinten Nationen dringend zu ersuchen, 
einen Entschädigimgsplan durchzuführen, um 
zumindest Staaten wie Griechenland, Bulgarien, 
Ungarn und Rumänien teilweise für die beträchtli- 
chen finanziellen Verluste infolge der Diorchset- 
zung des Embargos zu entschädigen; 

7. ausführhche Einzelheiten über die Nationalität, 
Identität und Besonderheiten sämtlicher Schiffe zu 
veröffentlichen, denen eine Verletzung des Embar- 
gos in der Adria imd auf der Donau unter Mißach- 
tung der Resolutionen der Vereinten Nationen 
nachgewiesen werden kaim. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Somalia 

(Drucksache 1377) 

Berichterstatter: 

Abg. Lluis Maria de Puig (Spanien) 

Empfehlung 544 
betr. die Lage in Somalia 

Die Versammlung, 

i) in Anbetracht dessen, daß die Operationen der 
Vereinten Nationen in Somalia sich in einer Art 
und Weise entwickeln, die für die Autorität der 
Vereinten Nationen schädhch sein könnte; 

ii) unter Hinweis darauf, daß bewaffnete Streitkräfte 
aus vier Mitgliedstaaten jetzt an der Operation 
UNOSOM II beteiligt sind; 


iii) in der Auffassung, daß es der WEU obliegt sicher- 
zustellen, daß alle Aktionen, an denen mehrere 
ihrer Mitglieder beteiligt sind, in Einklang mit den 
Artikeln VI und VIII Abs. 3 des Geänderten 
Brüsseler Vertrags stehen; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

auf Dringlichkeitsebene zusammenzutreffen, um die 
Anstrengimgen der Mitgliedstaaten zu koordinieren, 
damit gewährleistet wird, daß die Operationen in 
Somalia von den Grundsätzen geleitet werden, die für 
Aktionen der Vereinten Nationen gelten. 


Donnerstag, 17. Juni 1993 

Tagesordnungspunkt: 

Ein Flugkörperabwehrsystem für Europa — 
Folgerungen aus dem Symposium 

(Drucksache 1363) 

Berichterstatter: 

Abg. Christian Lenzer (Deutschland) 

Christian Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist binnen 
kurzer Zeit das zweite Mal, daß ich die Ehre habe, im 
Namen unseres Ausschusses einen Bericht über ein 
Flugkörperabwehrsystem für Europa zu präsentieren 
imd damit einen Empfehlimgsentwurf zu verbinden, 
der Ihnen zur Beschlußfassung vorgelegt wird. 

Bereits im Dezember des Jahres 1992 haben wir uns 
mit dieser schwierigen Thematik befaßt. Schon 
damals bestand Einigkeit darin, daß wir diese Arbeit 
weiterverfolgen wollten. Vom 20. bis 21. April dieses 
Jahres hat ein Symposium in Rom stattgefunden, auf 
dem wir ims nicht nur mit den politischen, insbeson- 
dere verteidigimgspolitisch relevanten Fragen, son- 
dern auch mit den technisch- wissenschaftlichen Fra- 
gen und mit den Fragen der Industriepohtik beschäf- 
tigt haben und Sachverstand von namhaften Vertre- 
tern der Wissenschaft, der Wirtschaft und schließlich 
— das ist wohl eine Selbstverständlichkeit — auch der 
Politik einholten. 

Auch dieser Bericht wird sicherlich nicht die letzte 
Seite dieses Kapitels sein. Wir werden uns im Aus- 
schuß noch Gedanken darüber machen müssen, wie 
wir die Arbeit weiterverfolgen wollen. 

Ich möchte noch einmal ganz kurz auf den politischen 
Hintergrund zurückkommen und die Frage beantwor- 
ten, warum wir uns in der heutigen Zeit überhaupt mit 
diesen Fragen beschäftigen. Ich sage ganz bewußt: in 
der heutigen Zeit, weü es für viele ja nicht mehr 
aktuell zu sein scheint, noch von militärischen Bedro- 
himgen zu sprechen. Ich glaube aber, wer nach dem 
Verfall der bipolaren Welt, der großen Blöcke davon 
ausgeht, daß dies mit einem Wegfall jedweder militä- 
rischer Bedrohung gleichzusetzen sei, der täuscht 
sich. Wer weiter glaubt, daß man heute nicht mehr 
bestimmte Verteidigungssysteme aufbauen müsse, 
z. B. auch ein solches Verteidigungssystem gegen 
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Flugkörper, wie es in diesem Bericht empfohlen wird, 
der unterliegt ebenfalls, wie wir glauben, einem 
folgenschweren Irrtum. 

Deswegen, wie schon gesagt, nur ganz kurz noch 
einige Erläuterungen, um den Hintergrund unserer 
Arbeit in unser Gedächtnis zurückzurufen. 

Erstens. Im ehemals kommunistischen Osten sind 
gerade nach dem Verfall der UdSSR lang unter- 
drückte Spcuinungen freigeworden. Alter Nationalis- 
mus bricht sich wieder Bahn. Die systematisch ver- 
tiefte Integration im westlichen Europa wird von 
rapider und unberechenbarer Desintegration im 
Osten Europas begleitet. Der Zerfall der früheren 
Sowjetunion ist mit Risiken, die Sicherheit von Nukle- 
arwaffen betreffen, verbimden, die nicht nur ethnisch, 
religiös und nationalistisch geprägt sind, sondern vor 
allem durch Minoritätenprobleme ungeahnten Aus- 
maßes und alle Risiken, die damit verbunden sind. 

Zweitens. In vielen Regionen der Dritten Welt wird die 
Entwicklung doppelt behindert, imd zwar wrirtschaft- 
hch durch begrenzte Ressourcen, Verschuldung, 
Bevölkerungsexplosion und eine desolate ökologi- 
sche Bedingung und militärisch durch Überbewaff- 
nung, religiöse Konflikte und Stammeskonflikte, die 
nicht nur der Wirtschcdt schaden, sondern auch die 
Umwelt zerstören imd die Menschen existentiell 
bedrohen. 

Drittens. Diese skizzierten Entwicklungen werden 
negativ beeinflußt durch die Proliferation von Waff en- 
und Rüstungstechnologie. Hier liegt eine wichtige 
Aufgabe der künftigen Rüstungskontrollpolitik, aber 
auch einer vorbeugenden, einer präventiven Politik, 
wde wir sie im Rahmen dieser Versammlung betrei- 
ben. 

Meine Damen und Herren, aus diesem Gnmd haben 
wir in dem Empf ehlungsentwmi — zum Bericht selbst 
möchte ich nichts sagen — zunächst einmal unsere 
Genugtuung über alle Initiativen der Rüstungskon- 
trolle, der Abrüstung und der politischen Bewältigung 
von Konflikten zum Ausdruck gebracht. Wir haben 
jedoch auch unsere Besorgnis darüber geäußert, daß 
bei einigen Staaten des Femen und des Nahen Ostens 
und auch des Mittelmeerraums ganz deutlich die 
Tendenz zu erkennen ist, sich jedwedem KontroUre- 
gime zu entziehen. Wenn ich als Beispiel einmal die 
Schwierigkeiten mit Nordkorea anführen darf, das 
sich ja anschickte, den Nichtverbreitungsvertrag zu 
kündigen — Gott sei Dank ist dieser Konflikt mittler- 
weile durch intensive Verhandlungen beigelegt wor- 
den — , so bekommen wir einen Eindmck davon, 
welcher Art diese Schwierigkeiten sind. 

Wir haben auch festgestellt, daß die Verbreitung von 
Gefechtsfeld- und strategischer Flugkörpertechnolo- 
gie in Krisenregionen nach wie vor die Sicherheit 
Europas gefährden könnte, weil bestimmte Staaten 
immer wieder versuchen, sich diese Technologie 
zunutze zu machen, um ihre politischen Ansprüche 
durchzusetzen und um quasi eine Drohkapazität auf- 
zubauen, auf die wir auch hier in Zentraleuropa 
vorbereitet sein müssen. 

Das Kolloquium in Rom im letzten April hat hierzu 
Lagecuialysen geliefert und Handlungsoptionen auf- 


gezeigt. Wir sind eigentlich in der festen Zuversicht 
auseinandergegangen, daß die Westeuropäische 
Union einen aktiven Beitrag zur politischen Diskus- 
sion dieser Fragen leisten sollte und daß natürlich 
auch wir im Ausschuß, der sich ja auch mit technisch- 
wissenschaftlichen Fragen beschäftigt, uns Gedanken 
machen wollen, wie im technisch- wissenschaftlichen 
Bereich eine angemessene Antwort auf die Bedrohun- 
gen gefunden werden kann. 

Lassen Sie mich zum Schluß dieser kurzen Präsenta- 
tion noch auf die konkreten Empfehlungen eingehen, 
die in dem Entschließungsentwurf am Ende dieses 
Berichts enthalten sind. 

Das erste, was wir empfehlen, ist, daß sich der 
Ministerrat nicht nur quasi in der Reaktion erschöp- 
fen, sondern sich ganz aktiv an allen internationalen 
Initiativen der Rüstungskontrolle und der Weiterent- 
wicklung von KontroUregimen, von vertrauensbilden- 
den Maßnahmen, von Nichtverbreitungssystemen, 
also an jedweder Form des politischen Dialogs betei- 
ligen möge. 

Des weiteren empfehlen wir, bei den Vereinten Natio- 
nen mit dem Ziel initiativ zu werden, ein internatio- 
nales Frühwarnsystem und Überwachungszentrum 
einzurichten, das allen Ländern offensteht, die an der 
Weitergabe von Daten und Informationen über Flug- 
körperaktivitäten interessiert sind. Das soll mit der 
Verpflichtung verbunden sein, alle Flugkörper- und 
Weltraumstarts bekanntzugeben. Ich glaube, nur 
wenn wir diese Art von vertrauensbildenden Maßnah- 
men durchsetzen können, bei denen jeder Staat das 
Gefühl hat, selbst einen autonomen Zugang zu allen 
für seine Sicherheit wichtigen Informationen zu erhal- 
ten, daim wird es auch möglich sein, das dringend 
notwendige gegenseitige Vertrauen zu erzeugen. 
Schließlich haben wir festgestellt, daß wir uns in die 
Diskussion zwischen den USA einerseits imd Rußland 
und anderen Staaten der GUS andererseits eüischal- 
ten sollten, wenn es darum geht, zu einer Art Sicher- 
heitspartnerschaft, die angestrebt wird, durch Konsul- 
tation zwischen diesen Staaten zu kommen. 

Wir sollten uns, wie schon an anderer Stelle erwähnt, 
aktiv in den Prozeß der Herausbildung einer neuen 
Sicherheitsstruktur oder Sicherheitsarchitektur in 
Europa einschalten. 

Letztlich — das ist eine Forderung, die wir von Anfang 
an erhoben haben — bitten wir den Ministerrat, daß er 
eine sorgfältige Risikoanalyse durchführen lassen 
möge. Ich glaube, es ist jetzt an der Zeit, daß wir 
versuchen, die Fakten, die uns zur Verfügung stehen, 
zu ordnen, daß wir der europäischen Industrie einen 
ganz konkreten Auftrag erteilen, eine Realisierbar- 
keitsstudie zu erstellen, um uns, den Politikern, Hand- 
lungsanleitungen zu geben — die Entscheidung liegt 
daim letztlich auch bei uns, bei den politischen 
Gremien — , wie die Erfordernisse sein müssen, die an 
ein Flugkörperabwehrsystem für Europa auch imter 
Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten zu stellen sind. 

Meine Damen und Herren, ich möchte schließen mit 
einem Dank an alle Kolleginnen und Kollegen in 
unserem Ausschuß, die mitgeholfen haben, in einer 
sachlichen, engagierten und stets fairen Diskussion 
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die Fakten zu eruieren, die Ihnen vorliegen und die 
Hintergrund dieses Berichts sind. Ich möchte mich 
beim Ausschußsekretär, Herrn Burchard, für seine 
tatkräftige Mithilfe imd nicht zuletzt auch bei allen 
Experten bedanken, die ims im Laufe der Beratimgen 
auch bei dem Symposium in Rom zur Verfügimg 
standen. 

Wie gesagt, dies ist ein weiterer Schritt auf einem 
Weg, an dessen Ende hoffentlich eine von gegensei- 
tigem Vertrauen, aber auch von großer Wirksamkeit, 
Effizienz getragene Sicherheitsstruktur innerhalb 
imserer Staaten stehen wird. 

Herzlichen Dank. (Beifall) 

Vielen Dank, Herr Präsident. — Wenn ich gleich bei 
Ihrem Beitrag beginnen darf: Ich bin Ihnen im Gegen- 
teil sehr dankbar dafür, daß Sie Ihre Meimmg auch zu 
diesem Sachthema zum Ausdruck gebracht haben. 
Wir kennen ims ja seit geraumer Zeit — ich glaube, es 
sind jetzt fast 20 Jahre — aus der konkreten Sacharbeit 
imseres Ausschusses, imd ich weiß, welche engagier- 
ten Beiträge Sie selbst als Berichterstatter bis heute in 
diesem Ausschuß geleistet haben. Deswegen emp- 
finde ich das überhaupt nicht als imgewöhnlich; 
vielmehr glaube ich, daß durch Ihre Äußerungen vom 
Präsidentenstuhl aus das Thema ein besonderes 
Gewicht bekommt. 

Zu dem Beitrag des Kollegen Atkinson, dem ich 
danken möchte imd dessen Auffassung ich voll unter- 
streiche, möchte ich folgendes sagen. Es ist in der Tat 
bedrückend, sich einmal das Szenario vorzustellen, 
das uns am Ende dieses Jahrhunderts erwarten 
könnte, das Szenario hinsichtlich der Verbreitung von 
Sprengkörpern nuklearer und konventioneller Art, 
möglicherweise hinsichtlich chemischer Waffen und 
biologischer Waffen und hinsichtlich der in vielen 
Ländern — Sie haben die Zahl genannt — verfügba- 
ren Technologie der Träger von Flugkörpern. Dies 
erst macht ja diese Waffen so gefährlich, daß man sie 
an bestimmte Punkte der Welt transportiert, um seine 
Forderungen durchzusetzen. 

Es ist dies ein bedrückendes Szenario, zu dem wir 
frühzeitig mit politischen Mitteln, mit Mitteln der 
Rüstungskontrolle und der Abrüstungspolitik, Stel- 
limg beziehen müssen, imd zwar als aktiv Handelnde, 
nicht nur in Form der Reaktion. 

Herr Präsident, wenn sich heute nur wenige zu diesem 
Thema äußern, dann karm ich das vielleicht auch 
einmal positiv interpretieren: Es ist eine schwierige 
Materie, bei der man die Arbeit doch über einen 
längeren Zeitraum verfolgt haben muß, um hier mit- 
sprechen zu können. Aber vielleicht ist es in diesem 
Gremium ja auch völlig einsichtig, daß diese neuen 
Bedrohungen viel komplizierter sind als noch zu der 
Zeit, in der die Welt in große Blöcke aufgeteilt war und 
in der wir meinten, daß alle Gefahren halbwegs 
realistisch abschätzbar und analysierbar waren. 

Gerade das diffuse Gefahrenbild in der heutigen Zeit 
bringt uns alle, wie ich hoffe und glaube, zu der 
Meimmg, daß wir handeln müssen, imd zwar deshalb, 
weil die Welt — im Gegensatz zu manchen übereilten 
und voreiligen Äußerungen — nicht etwa friedlicher 


geworden ist. Vielmehr wird an immer mehr Stellen 
versucht, lokale oder regionale Konflikte mit Gewalt 
auszutragen. Da wir dies täglich durch die Medien in 
die Wohnstuben transportiert bekommen, ist viel- 
leicht auch der Ansatz, der politische Hintergrund 
dieses Berichts so deutlich, daß sich eine große Dis- 
kussion erübrigt. 

Ich bedanke mich. (Beifall) 

Empfehlung 545 

betr. ein Flugkörperabwehrsystem für Europa — 
Folgerungen aus dem Symposium 

Die Versammlung 

i) mit Genugtuung über die durch den Abschluß 
des START Il-Vertrags und des Chemiewaffen- 
übereinkommens (CWO) sowie durch die Erwei- 
terung des Umfangs und der Zahl der Vertrags- 
parteien des Trägertechnologie-KontroUregimes 
(MTCR) zu verzeichnenden jüngsten Fortschritte 
bei den weltweiten Bemühungen um verstärkte 
Abrüstungsmaßnahmen und Unterstützung der 
Nichtverbreitung; 

ii) jedoch besorgt über bestimmte Staaten des Fer- 
nen und Nahen Ostens und des Mittelmeerrau- 
mes, die noch immer nicht die Absicht zeigen, 
dem Chemiewaffenübereinkommen und dem 
Trägertechnologie-KontroUregime (MTCR) bei- 
zutreten; 

iii) bestürzt über Nordkoreas Beschluß, seine Mit- 
gliedschaft im Nichtverbreitungsvertrag (NW) 
zu kündigen; 

iv) feststellend, daß die Verbreitung von die Sicher- 
heit Europas gefährdender Gefechtsfeld- und 
strategischer Flugkörpertechnologie in Krisenre- 
gionen weiter anhält; 

v) darüber besorgt, daß bestimmte Staaten in 
gefährdeten Regionen sich weiterhin darum 
bemühen, in den Besitz von ABC- Waffen und 
Flugkörperkapazitäten zu gelangen; 

vi) darüber erfreut, daß das in Rom stattgefundene 
Symposium über ein Rugkörperabwehrsystem 
für Europa eine nützliche Gelegenheit bot, die 
Aufmerksamkeit der Entscheidungsträger auf 
Risiken zu lenken, die sich aus der Verbreitung 
von Rugkörpem ergeben; 

vii) deshalb überzeugt, daß die europäischen Regie- 
rungen und insbesondere jene der WEU-Mit- 
gliedstaaten ihrer Verantwortung nachkommen 
müssen, indem sie angemessene Entscheidun- 
gen treffen, um die Sicherheit ihrer Bevölkerun- 
gen und ihrer militärischen Streitkräfte zu garan- 
tieren, bevor sich ein Risiko zu einer Bedrohung 
ausweitet; 

viii) Kenntnis nehmend von dem jüngsten Beschluß 
der Vereinigten Staaten, ihre weitere For- 
schungsarbeit und Entwicklung eines weltraum- 
gestützten weltweiten Rugkörperabwehrsy- 
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Sterns (SDI) zugunsten eines bodengestützten 
Systems einzustellen; 

ix) davon überzeugt, daß alle bislang auf büateraler 
imd multinationaler Grundlage eingeleiteten 
Gespräche imd Verhandlxmgen über Möglich- 
keiten zur Schaffimg eines noch nicht in allen 
Einzelheiten festgelegten Schutzsystems zu 
mehr Offenheit imd größerem Vertrauen auf 
weltweiter Ebene und nicht zu einem neuen 
Wettrüsten zwischen einer privilegierten Gruppe 
von Staaten und anderen Staaten außerhalb 
dieses Systems führen sollte; 

x) unter erneutem Hinweis darauf, daß die WEU 
große Fortschritte bei der Übernahme einer füh- 
renden Rolle in der Weltraumbeobachtimg 
erzielt hat imd daß — wie sich auf dem Sympo- 
sium zeigte — die europäische Industrie über 
ausgezeichnete Erfahrungen und Fachkennt- 
nisse im Bereich der Flugkörperabwehrtechnolo- 
gie verfügt; 

xi) überzeugt davon, daß ein angemessenes Vorge- 
hen in der gegenwärtigen Situation zunächst die 
Schaffung eines weltweiten Frühwam- und 
Überwachungssystems beinhalten sollte, wobei 
die konkreten Verteidigungs- und Schutzvor- 
kehrungen einstweüen weiterhin unter regiona- 
ler oder nationaler Kontrolle getroffen werden 
sollten; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. bei entsprechenden internationalen Konferenzen 
und Institutionen eine führende Rolle bei der För- 
derung weiterer Initiativen zur Weiterentwicklung 
und Stärkung von Abrüstungsmaßnahmen, von 
vertrauensbildenden Maßnahmen, von Nichtver- 
breitungsregimen und politischem Dialog zu über- 
nehmen; 

2. bei den Vereinten Nationen initiativ zu werden mit 
dem Ziel, ein internationales Frühwarnsystem und 
Überwachungszentnim einzurichten, das allen 
Ländern offensteht, die an der Weitergabe von 
Daten und Informationen über Flugkörperaktivitä- 
ten interessiert sind und mit einer Verpflichtung 
verbunden ist, alle Flugkörper- und Weltraum- 
starts bekaimtzugeben; 

3. unverzüglich seine Haltung in bezug auf ein welt- 
weites Schutzsystem, das zwischen den USA und 
Rußland erörtert wird, festzulegen und sich dafür 
einzusetzen, daß vor Wiederaufnahme dieser 
Gespräche Konsultationen zwischen den USA und 
ihren Verbündeten stattfmden; 

4. auf der Grundlage einer sorgfältigen Risikobewer- 
tung darüber zu entscheiden, ob und inwieweit es 
notwendig sein wird, der europäischen Industrie 
den Auftrag zu erteüen, eine Realisierbarkeitsstu- 
die über die Erfordernisse eines Flugkörperab- 
wehrsystems für Europa von ausgewogener Ko- 
sten-Wirksamkeit durchzuführen. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Kommunikationspolitik der Versammlung 

(Drucksache 1378) 

Berichterstatter: 

Abg. Sir Russell Johnston (Großbritannien) 

Empfehlung 546 

betr. die Kommunikationspolitik der Versammlung 

Die Versammlung, 

i) in der Überzeugung, daß die Verwendung eines 
bestimmten Kennzeichens durch die WEU dazu 
beitragen könnte, in der Öffentlichkeit eine kla- 
rere Vorstellung und möglicherweise bessere 
Kenntnisse über diese Organisation zu gewährlei- 
sten; 

ii) in der Erwägung, daß es daher für die WEU 
einerseits und ihre nachgeordneten Organe ande- 
rerseits erforderlich ist, ein eigenes Logo anzuneh- 
men; 

iii) unter Berücksichtigung von Absatz 8 der Empfeh- 
lung 530, die den Rat auffordert: 

„ein spezielles europäisches Kennzeichen zur 
Identifizierung der WEU zu entwerfen und die 
Mitgliedstaaten eindringlich zu ersuchen, dieses 
Zeichen zur Kennzeichnung ihrer militärischen 
Streitkräfte — Schiffe, Flugzeuge, Fahrzeuge und 
Truppenangehörige — die sich an WEU-Operatio- 
nen beteiligen, zu verwenden. Die im Planungs- 
stab tätigen Mitarbeiter sollten zu den ersten 
Empfängern eines derartigen Ausweises gehö- 
ren"; 

iv) unter Hinweis auf die Richtlinie 74, 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1, dafür Vorkehrungen zu treffen, daß die WEU ein 
spezielles europäisches Kennzeichen erhält; 

2. die Informationspolitik der WEU als dringende 
Angelegenheit in seine Tagesordnung aufzuneh- 
men nüt dem Ziel, spezielle möglicherweise von ihr 
zu ergreifende Maßnahmen zu untersuchen, wie 
z. B.: 

a) Veröffentlichung von für die Presse bestimmten 
Leitlinien nach den Sitzungen des Ständigen 
Rates; 

b) Ausarbeitung und Veröffentlichung grundle- 
gender Informationen über die WEU in allge- 
mein verständlicher Form mit dem Ziel einer 
weiten Verbreitung in allen Mitgliedstaaten; 

c) Einrichtung von WEU-Informationsstellen in 
den europäischen Mitgliedstaaten des Bündnis- 
ses, den Vereinigten Staaten und Kanada; 

d) Entwicklung von Initiativen des Institutes für 
Sicherheitsfragen zur Verstärkung der Zusam- 
menarbeit mit bereits bestehenden Gruppen, 
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Verbänden und Privatinstituten, um das Inter- 
esse an Untersuchungen über westeuropäische 
Sicherheitsfragen zu fördern; 

3. die erforderlichen Maßnahmen zur Gewährlei- 
stimg einer engeren Zusammenarbeit zvnschen 
seinem eigenen Presse- xmd Informationsdienst 
und dem der Versammlimg zu ergreifen. 


Richtlinie 89 

betr. die Kommunikationspolitik der Versammlung 

Die Versammlimg, 

i) die Anstrengungen begrüßend, die die Versamm- 
lung im Laufe der letzten Jahre im Bereich der 
Kommunikation unternommen hat, und feststel- 
lend, daß dadurch bedeutende Ergebnisse erzielt 
wurden; 

ü) dennoch in dem Bewußtsein, daß die Öffentlich- 
keit immer noch sehr geringe Kenntnisse über die 
Rolle und die Aktivitäten der WEU allgemein imd 
über ihre Parlamentarische Versammlung im 
besonderen besitzt; 

iii) in der Überzeugung, daß der Kommunikations- 
politik Priorität eingeräumt werden sollte, 

WEIST IHREN PRÄSIDIALAUSSCHUSS AN, 

1. sicherzustellen, daß die Versammlung bei allen 
ihren Aktivitäten der Kommunikationspolitik Prio- 
rität einräumt; 

2. die erforderlichen Finanznüttel zur Durchführung 
folgender Initiativen in nächster Zukunft bereitzu- 
stellen: 

a) Beschaffung des entsprechenden Materials im 
Hinblick auf audiovisuelle Darstellungen für 
interessierte Kreise der Öffentlichkeit; 

b) Produktion eines Videoclips, der den Fernseh- 
sendern zur Verfügung gestellt wird; 

c) Veröffentlichung einer kurzen, ansprechenden 
Informationsbroschüre über die WEU; 

d) Einladung einer Gruppe amerikanischer Jour- 
nalisten in die Hauptstädte von zwei oder drei 
Mitgliedstaaten, um dort mit den Leitern der 
nationalen Delegationen imd den Vorsitzenden 
des Auswärtigen Ausschusses und des Verteidi- 
gungsausschusses zusammenzutreffen; den Ab- 
schluß des Besuches würde ein Treffen nüt dem 
Präsidialausschuß in Paris büden; 


Entschließung 90 

betr. die Kommunikationspolitik der Versammlung 

Die Versammlung, 

i) mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den 
beachtlichen Fortschritten, die bei der Verbreitung 


präziser Informationen über ihre Ziele und Aktivi- 
täten in der breiten Öffentlichkeit erzielt wur- 
den; 

ii) sich der Bedeutung der RoUe bewußt, die die 
nationalen Delegationen und die einzelnen Parla- 
mentarier spielen sollten, um die verbleibenden 
Lücken im Hinblick auf die Unterrichtung der 
Öffentlichkeit über die WEU allgemein und über 
unsere Versammlung im besonderen zu schlie- 
ßen, 

FORDERT DIE PARLAMENTE DER MITGLIED- 
STAATEN AUF, 

1 . die Möglichkeit zu imtersuchen, JoumaÜstengrup- 
pen aus ihren jeweiligen Ländern einzuladen, ihre 
in der Versammlung der WEU vertretenen Delega- 
tionen während der Plenarsitzungen zu begleiten, 
damit diese sich direkt über die Aktivitäten der 
Versammlung und der Parlamentarier aus ihren 
Ländern informieren können; 

2. sicherzusteUen, daß Veröffentlichungen über alle 
Aktivitäten, an denen sich ihre Parlamentarier im 
Rahmen der Arbeit der Versammlung und der von 
den Ausschüssen der Versammlung durchgeführ- 
ten Besuche beteüigen, eine möglichst weite Ver- 
breitimg finden; 

3. ihre nationalen Delegationen zu ersuchen, dem 
Parlament regelmäßige Berichte über ihre Aktivi- 
täten zu erstellen und dafür Sorge zu tragen, daß 
diese Berichte an die Presse weitergeleitet wer- 
den; 

4. regelmäßige Debatten über die Arbeit ihrer natio- 
nalen Delegationen abzuhalten und ihre Auswärti- 
gen und Verteidigungsausschüsse zu ermutigen, 
ein aktives Interesse an der Arbeit der WEU und 
ihrer Versammlung zu zeigen; 

5 . die Beteiligung von Parlamentariern in ihrer Eigen- 
schaft als Mitglieder der WEU-Versammlung an 
Symposien, Seminaren und anderen ähnlichen 
Aktivitäten, die sich mit der europäischen Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik befassen, zu för- 
dern. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache der finnischen Verteidigungs* 
ministerin Rehn 


(Themen: Position Finnlands in der Sicherheitspolitik 
— Notwendigkeit neuer Strukturen bei Konfliktverhü- 
tung und Krisenmanagement — neue Aufgaben der 
VN — Rolle der WEU und der NATO bei der Friedens- 
erhaltung — Krieg im ehemaligen Jugoslawien) 


33 



Drucksache 12/5432 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Tagesordnungspunkt: 

Osttimor 

(Drucksache 1380) 

Berichterstatter: 

Abg. Pedro Roseta (Portugal) 

Entschließung 91 
betr. die Lage in Osttimor 

Die Versammlung, 

i) unter Hinweis auf ihre im Dezember 1991 verab- 
schiedete Entschließung 84 über die Lage in 
Osttimor; 

ii) in Anbetracht des indonesischen Gerichtsbe- 
schlusses, „Xanana" Gusmao wegen „Rebellion, 
sezessionistischen Bestrebungen und illegalem 
Waffenbesitz" zu einer lebenslangen Gefängnis- 
strafe zu verurteilen und in Anbetracht der will- 
kürlichen Verhaftung vieler weiterer Bewohner 
von Timor; 

iii) unter Hinweis darauf, daß die Annexion von 
Osttimor durch Indonesien noch immer nicht von 
den Vereinten Nationen anerkannt wurde; 

iv) in Anbetracht dessen, daß die Politik der indone- 
sischen Regienmg der gewaltsamen Gebiets- 
aneignung weiterhin einhergeht mit einer Miß- 
achtimg der Menschenrechte und des Rechts der 
Völker auf Selbstbestimmung und Unabhängig- 
keit; 

v) in Anbetracht der T atsache, daß die internationale 
Staatengemeinschaft weitere Maßnahmen ergrei- 
fen muß, um Verhältnisse zu schaffen, unter denen 
das Volk von Osttimor das Recht auf Selbstbestim- 
mung und Unabhängigkeit ausüben kann — ein 


Recht, das in der Charta der Vereinten Nationen 
ebenso wie in den Resolutionen des Sicherheitsra- 
tes und der Generalversammlung dieser Organi- 
sation, der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates und des Europäischen Parlaments 
anerkannt wird; 

1 . fordert die indonesische Regierung auf: 

a) jede Anwendung von Gewalt und jede Verlet- 
zung der internationalen Normen, durch welche 
die Beachtung der Menschenrechte und das 
Recht der Völker auf Selbstbestimmung und 
Unabhängigkeit garantiert wird, zu beenden 
und die politischen Häftlinge freizulassen; 

b) die bewaffneten Streitkräfte aus dem Territo- 
rium von Osttimor zurückzuziehen und die not- 
wendigen politischen Voraussetzungen für die 
freie Ausübung der Selbstbestimmung zu schaf- 
fen; 

c) internationalen Hilfs- und Menschenrechtsor- 
ganisationen und Missionen der Vereinten 
Nationen zu gestatten, ihre humanitäre Arbeit 
auf dem Territorium von Osttimor durchzufüh- 
ren und sich ein Bild von der Lage in bezug auf 
Menschenrechtsverletzimgen zu verschaffen; 

2. fordert alle Mitgliedstaaten der WEU auf: 

a) ein unverzügliches Waffenembargo über Indo- 
nesien zu verhängen; 

b) unverzüglich militärische Abkommen mit Indo- 
nesien und Hilfe für Indonesien auszusetzen; 

c) Portugal und Indonesien zu ermutigen, einen 
Dialog über Osttimor im Hinblick auf die 
Gewährleistung einer international annehmba- 
ren Lösung für das Osttimorproblem aufzuneh- 
men. 
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